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Bericht über - re Verhan- lungen
des sechsten Landtags

des Großherzogthums Oldenburg.

Siebenundvierzigste Sitzung.

Oldenburg , den 23. Mai 185 3. Vormittags 10 Uhr.

-i — -

Tagesordnung : 1) Wahl eines zweiten Vicepräsidenten.
2) Ausfchußbericht, betreffend das provisorische Gesetz vom 1. November 1852 zur Regelung des Bauer¬

vogtsdienstes in den Landgemeinden der Aemter Eutin und Schwartau.
3) Zweite Lesung des Gesetzes wegen Anstellung beeidigter Messer.
4) Ausschußbericht, betreffend die für das Fürstenthum Lübeck erlassene provisorische Verordnung wegen Aus¬

übung des Iagdrechts.
5) Ausschußbericht, betreffend die Bedeutung und Wirkung der Regulative über den dauernden Bedarf an

Geschäftskostenund Gehalten im Justiz- und Verwaltungsdienste.
6) Ausschußbericht, betreffend das Regulativ für den dauernden Bedarf an Gehalten im Justiz» und Ver¬

waltungsdienste; II. Abtheilung.
7) Zweite Lesung des Gesetzes, betreffend die Gesindeordnung, nach dem gedruckt vertheilten  Be¬

richte.

Vorsitzender: Dieepräsident Pancratz.

l̂ ie Sitzung beginnt 10^ Uhr. Am Ministertische anwe¬
send: Staatsrath Krell  und Regierungscommissar Bu-
choltz. — Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verlesen
und genehmigt. — Der Vorsitzende zeigt der Versammlung
folgende Eingänge an : 1) ein Schreiben der Staatsregierung
vom 17/18. Mai , enthaltend die Antwort derselben auf den
Beschluß des Landtags vom 11. Mai , betreffend das Gesetz
über die Ermittelung des Stcuercapitals der Grundstücke rc.
(geht an den Finanzausschuß) ; 2) eine Vorstellung der Auk¬
tionatoren Bucholtz und Consorten, betreffend die Abände¬
rung der Auktionator- und Bergantungsordnung vom 14./8.
Juni 1844 (geht an den Petitionsausschuß) ; 3) ein Schrei¬
ben der Staatsregierung vom 19./20. Mai , betreffend die
Erhöhung des §. 14. des Voranschlags für die Ausgaben des
Fürstenthums Birkenfeld für 1853 (geht an den Finanzaus¬
schuß) ; 4) ein Schreiben der Staatsregierung vom 17./20.
Mai, betreffend die ertheilte Zustimmung Sr . König!. Hoheit
des Großherzogs zu dem Gesetzentwurf, betreffend die Aus¬
übung des Jagdrechts im Fürstenthum Birkenfeld, wie der¬
selbe aus den Beschlüssen des Landtages hervorgegangen ist
(geht zu den Acten) ; 5) eine Eingabe des beauftragten Amts¬
bevollmächtigten Fimme zu Hoksiel, in welcher die Abschrift

einer Vorstellung an das Staatsministerium, betreffend die
Anlagen von Chausseen durch Jeverland dem Landtage zur
Kennlnißnahme und Empfehlung vorgelegt wird(geht an den
Finanzausschuß) ; 6) eine Eingabe mehrerer Eingessenen von
Neucnkirchen, dahingehend: der Landtag wolle beschließen,
daß auch eine Chaussee von Damme über Neuenkirchen, und
weiter in der Richtung nach Bersenbrück gebaut werde (geht
gleichfalls an den Finanzausschuß).

Man geht zur Tagesordnung über zur Wahl eines zwei¬
ten Vicepräsidenten. — Der Abg. v. Finckh  wird mit 25
Stimmen zum zweiten Vicepräsidenten gewählt; — außerdem
haben die Abgg. v. Lützow 11 und Rüder  5 Stimmen
erhalten.

Abg. v. Finckh:  Daß er eine rechtschaffene Gelegen¬
heit zum Sprechen nicht gern unbenutzt vorübergehen lasse,
sei der Versammlung bekannt, und als eine solche glaube er
die Wahl zum Vicepräsidenten wohl ansehen zu dürfen. Es
thue ihm nur leid, daß er den Dank für Las ihm durch diese
Wahl bewiesene Vertrauen nicht in den Vordergrund schieben,
sondern nur sein Bedauern darüber ausdrücken könne, daß
die Versammlung Männe.r von unzweifelhaft größerem Land-
tagsverdienste und sicher viel größerem Directorial-Talente als
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er besitze , übergangen habe . Man möge es nur dem großen
Respecte , welchen er vor Landtagsbeschlüssen habe , zuschreibcn,
daß er diese Wahl annehme , und sodann für das ihm er¬
wiesene Vertrauen danke ; wobei er nur noch den Wunsch
hinzufügen wolle : „ der Herr behüte Sie und mich dafür,
von mir präsidirt zu werden , — und mich dafür , Ihnen
präsidiren zu müssen , denn es möchte nicht viel Gutes dabei
herauskommen.

Der zweite Gegenstand der Tagesordnung ist der Aus-
schußbericht , betreffend das provisorische Gesetz vom 1. Nobr.
1852 , wegen vorläufiger Regelung des Bauervogtsdienstes
in den Landgemeinden der Aemler Eutin und Schwartau.

Der Antrag des Ausschusses : „ der Landtag wolle dieser
Verordnung vom 1 ./13 . November 1852 seine Zustimmung
geben " , — wird angenommen.

Man geht über zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs
für das Herzogthum , betreffend die Anstellung beeidigter
Messer.

Der Gesetzentwurf wird , wie er nach der Zusammenstel¬
lung der Beschlüsse des Landtags vorliegt , im Ganzen an¬
genommen.

Der vierte Gegenstand der Tagesordnung der Ausschuß¬
bericht , betreffend die für das Fürstenthum Lübeck erlassene
provisorische Verordnung vom 1 . September 1850 , wegen
einiger vorläufigen Bestimmungen hinsichtlich der Ausübung
des Jagdrechts . Der Antrag des Ausschusses : „ der Landtag
beschließe der erwähnten Verordnung nachträglich seine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung zu ertheilen " ; — wird von der
Versammlung genehmigt . Ebenso wirb der Antrag der Min¬
derheit : „ der Landtag beschließe in Ansehung des von der
Mehrheit vorgelegtcn Gesetzentwurfs zur Tagesordnung über¬
zugehen " , — angenommen und ist damit dieser Gegenstand
erledigt.

Bei dem Uebergang zum fünften Gegenstand der Tages¬
ordnung , dem Bericht des Finanzausschusses , betreffend die
Bedeutung und Wirkung der Regulative über den dauernden
Bedarf an Geschäftskosten und Gehalten im Justiz - und Ver¬
waltungsdienste , — bemerkt Abg . Böckel , daß es wünschens-
werth und angemessen sein dürfe , in die Berathung dieses
Gegenstandes heute noch nicht einzugehen , indem der frag¬
liche Bericht noch nicht volle 48 Stunden in den Händen
aller Abgeordneten gewesen sei . — Auf die in Folge dessen
von dem Vorsitzenden an die Versammlung gerichtete Frage,
beschließt dieselbe die Berathung dieses Gegenstandes heute
auszusetzen.

Man geht über zu dem Bericht des Finanzausschusses,
betreffend das Regulativ für den dauernden Bedarf an Ge¬
halten im Justiz - und Verwaltungsdienste , — zweite  Ab¬
theilung . Der Antrag des Ausschusses Nr . 67 . wird ange¬
nommen.

Reg .-Comm . Bucholtz zu Nr . 68 . , 69 . und 70 . Er
könne nur die Annahme des Regierungs -Vorschlags empfehlen.
Die Staatsregierung sei davon ausgegangen , daß der Lan¬
desherrliche Bevollmächtigte bei dem Offizialat , in Anrechnung

seiner sonstigen Einkünfte , ungefähr ebenso gestellt werden
möge , wie die Mitglieder einer Oberbehörde , weil die Schwie¬
rigkeit und Wichtigkeit des Amtes eine solche Gleichstellung
der Billigkeit nach durchaus erforderlich mache , und weil die
Eigcnthümlichkeit der Stellung es wünschenswerth erscheinen
lasse , daß ein Wechsel der Personen in dieser Stellung mög¬
lichst vermieden werde.

Berichterst . d . Mehrheit v . Finckh:  Die Mehrheit des
Ausschusses habe bei ihrem Anträge cinestheils der Grund
geleitet , daß der jetzige landesherrliche Bevollmächtigte bei
dem Offizialate nur ein Gehalt von 300 Thlrn . habe , man
habe aber 100 Thlr . hinzugelcgt , weil man geglaubt habe,
daß nach einiger Zeit doch Zulage gegeben werden müsse ; —
anderntheils sei aber in Anschlag gekommen , daß mit dieser
Stelle auch noch diejenige eines Ackvocatus pisrum caussrum
verbunden sei , als welcher der Bevollmächtigte 500 Thlr.
Gold , also etwa 600 Thlr . Cour , beziehe . Außerdem habe
man sich auch noch erinnert , daß der Herr auch seine des-
fälligen Arbeiten bezahlt erhalte , wenn er einen Proceß für
diese piss osusss gewinne.  Und da man nun gehofft habe,
daß er nicht alle Proccsse verlieren werde , so habe man ge¬
glaubt , unter Hinzurechnung der Einnahme aus diesen Pro¬
cessen zu den Summen von etwa 600 Thlrn . und 3 — 400
Thaler , diejenige Einnahme gefunden zu haben , welche den
Verhältnissen deS Ortes , wo der Inhaber der Stelle lebe,
entspreche . Es wäre diese Summe diejenige des Gehaltes
der ältesten  Landgerichts - Assessoren und annährungsweise
sogar des Dircctors der Strafarbeits - Anstalt.

Berichterst . der Minderheit Schmedes:  Die Minder¬
heit habe einen Gehalt von 300 Thlr . empfohlen , weil sie
in Beziehung auf den Beschluß des Landtags , daß wo ir¬
gend thunlich feste Gehaltsätze cintreten sollten , geglaubt habe,
daß es hier wohl sehr thunlich , ja wünschenswerth sei, einen
festen Gehalt einlreten zu lassen . Eine Summe von 300
Thlr . habe aber der Minderheit vollständig genügend geschie¬
nen und verweise er deshalb auf die von dem Vorred¬
ner angeführten Gründe , denn dieselben seien auch für den
Antrag der Minderheit in allen Punkten zutreffend.

Abg . Bothe:  Für diese Stelle eine feste Position zu
haben , halte er nicht für zweckmäßig . Es sei vielmehr wün¬
schenswerth , daß der landesherrliche Commissar bei dem Of¬
fizialat in dieser Stellung von vorne herein bleibe , denn weil ge¬
rade die Geschäfte als landesherrlicher Commissar und sävo-
estus xisrum esussrum zusammenliefen , so müsse man , weil
er in diese Geschäfte am besten eingeweiht sei , suchen , den¬
selben in seiner Stellung zu behalten . Er würde demnach
für den Vorschlag der Regierung stimmen , weil er den von
dem Ausschuß vorgeschlagencn Satz für zu gering halte , um
den Commissar in seinem Amte behalten zu können . Außer¬
dem müsse er bemerken , daß der Inhaber der Stelle , wie
der Abg . v . Finckh sehr richtig sage , als aävocstus piarum
ooussrum allerdings 500 Thlr . Gold beziehe , aber 500 Thlr.
Gold wären nicht 600 Thlr . Cour . , wie der Abgeordnete v.
Finckh angegeben , sondern nur 555 Thlr . und Grvten Cour.
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Abg. v.  Berg:  Die Vergleichung dieser Stelle mit
der eines Landgerichts -Assessors , sei nach seiner Meinung nicht

zutreffend , nicht richtig . Nach seinem Dafürhalten müsse der
landesherrliche Bevollmächtigte sich so dienen können , wie ein
Rath eines Obercollegiums , denn man werde in der Regel
dahin streben , diese Stelle einem Manne zu geben , welcher
seiner Qualifikation nach beanspruchen könne , in ein oberes

Justizcollegium zu kommen . Der Vergleich mit einem Land¬
gerichts -Assessor , welcher in maximo 1100 Thlr . bekomme,
sei also nicht richtig , und um den landesherrlichen Bevoll¬
mächtigten einem Mitgliede eines oberen Justizcollegiums
gleichzustellcn , möchte er den Antrag der Staatsregierung
empfehlen.

Berichterst . v . Finckh:  Was den festen  Gehaltssatz
betreffe , müsse er sich dem Abg . Bothe  anschließen . Es

liege hier kein besonderer Grund vor , einen festen Satz an¬
zunehmen , es sei dies ein Bleibeposten,  und für solche
Posten müsse man der Regierung etwas Spielraum lassen.
Aber er müsse dabei bleiben , daß die von der Mehrheit be¬
antragten 3 — 400 Thlr . den Verhältnissen , wie sie an dem
One , wo der Inhaber der Stelle lebe , bestanden , entsprä¬
chen . Wenn hervorgehoben worden fei , baß der Inhaber die¬
ser Stelle sich dienen müsse , wie der Rath eines obcrn Col¬

legiums , so sei dies nach seiner Ansicht im Allgemeinen zwar
richtig ; aber die Räthe eines Obercollegiums wohnten auch
sämmtlich in Oldenburg und nicht Vechta. Da  man
nun aber die Einnahme nach dem Orr abzumessen gesucht

habe , wo der Inhaber jener Stelle lebe , und die Verhält¬
nisse dort anders seien , als in Oldenburg , so habe man ge¬

glaubt , daß die zusammengerechnete Einnahme des landes¬
herrlichen Bevollmächtigten und des ollvocatus piscum csu-
ssruw genügen werde.

Der Antrag Nr . 69 . der Minderheit des Ausschusses
wird hierauf abgelehnt , der der Mehrheit Nr . 68 . ange¬
nommen.

Abg . Driver:  Die in dem Anträge Nr . 70 . enthal¬
tenen Stellen des Secretairs , des Copiisten und des Boten

bei dem bischöflichen Offizialat zu Vechta , seien bisher schlecht,

wenigstens schlechter als bei anderen Behörden , besoldet ge¬
wesen . Diese Positionen beruhten allerdings , wie der Aus¬
schuß ganz richtig sage , auf einer Convention , welche der
Staat im Jahre 1830 mit dem Bischöfe abgeschlossen habe.

Daraus folge aber doch nur , daß die Positionen nicht ver¬
mindert werden könnten , keineswegs aber , daß sie nicht er¬

höht werden könnten , wenn ein wirkliches Bedürfniß vor¬
handen sei . Ein solches und zwar recht dringendes Bedürf¬
niß sei aber jetzt vorhanden ; denn die conventionsmäßigen
Positionen für den Secretair , Copiisten und Boten reichten
dazu nicht aus , daß die Inhaber dieser Stellen mit ihren
Familien davon leben könnten , besonders wenn man erwäge,
daß seit 1830 die Bedürfnisse und die Preise der Lebensmit¬

tel wesentlich gestiegen seien . Auch entsprächen diese Positio¬
nen durchaus nicht den mit diesen Stellen verbundenen Ar¬
beiten ; denn das Offizialat sei eine Behörde , welche vollauf

zu thun habe . Der Secretair habe nach der Convention 300

Thlr . Gold , also 337 ^ Thlr . Courant ; er sei gegenwärtig
zugleich Registrator , und dieser Dienst in der Convention
nicht vorgesehen . Er wäre nun der Meinung , daß der Se¬
cretair billigerwcise mit 420 Thlr . den Landgerichts -Secretai-

ren gleichgestellt sein , und als Registrator 120 Thlr . , also
zusammen 540 Thlr . haben müsse . Der Copiist stehe mit

100 Thlr . Gold , also mit 112 ^ Thlr . Cour . Gehalt außer
den Copialien aufgeführt . Diese betrügen jährlich 200 Thlr . ;
um diese aber zu verdienen , müsse der Copiist täglich 36 bis
40 Seiten schreiben , was gewiß für eine  Person eine Un¬

möglichkeit sei. Es habe derselbe daher in den Zeiten , wo
die Geschäfte sich häuften , namentlich im Winter , wo die
vielen Voranschläge auszufertigen seien , einen Gehülfen nö-
thig , und er werde daher die 200 Thlr . nicht zum Vollen
für sich behalten . Rechne man nun die Einnahme aus den
Copialien auf 150 Thlr . und dazu den Gehalt mit 100 Thlr.
Gold , so hätte der Copiist eine Einnahme von circa 260

Thlr . Er sei aber der Meinung , daß auch der Copiist im

Gehalte den Landgerichts - Copiisten gleich zu stellen sei , so
daß , wenn sein Gehalt bis zu 200 Thlr . in maximo nor-

mirt werde , derselbe eine Einnahme in nwxiino von H50
Thlr . künftig haben würde . — Der Bote sei außerordentlich
dürftig bezahlt . Derselbe habe nach der Convention nur 50

Thlr . Gee,alt und 30 Thlr . Bekleidungsgelv , zusammen 80
Thlr . Gold oder 90 Thlr . Cour . Er glaube nicht , daß die
Landgerichts - Pedelle viel mehr Arbeit hätten , als dieser ; er
müsse von Morgens 9 Uhr bis Nachmittags 2 Uhr in Thä-

tigkeit , an Ort und Stelle sein , um Aufträge zu besorgen.
Die Landgerichts - Pedelle seien normirt mit 288 bis 360Thlr . ;
der OffizialatS -Bote dagegen nur mit 90 Thlr . Diese Diffe¬
renz sei ihm unerklärlich , und um dem abzuhelfen , möchte
er Vorschlägen , daß für den Boten bestimmt werde , 90 Thlr.
als Minimum bis zu 200 Thlr . als Maximum , inclusive des
Bekleidungsgeldes . Deshalb wolle er den Antrag stellen:

„der Landtag beschließe : „ bei dem bischöflichen Offizialat zu
Vechta 1) dem Secretair und Registrator einen Gehalt von

420 bis 540 Thlr . ; 2 ) dem Copiisten außer den Copialge-
bühren einen Gehalt von 112 ^ bis 200 Thlr . ; 3 ) dem Bo¬
ten einschließlich des Bekleidungsgeldes einen Gehalt von
90 ^ bis 200 Thlr . zu bewilligen . " — Hierzu gebe er noch
zu erwägen , daß'  das Offizialat in Vechta nicht auf den

Wunsch des Bischofs , sondern des Staates eingerichtet sei,
der Staat daher billiger Weise für angemessene Besoldungen
zu sorgen habe . Ferner : das Offizialat sei anerkanntermaßen
eine Oberbehörde , und darum solle man die Positionen so
nehmen , daß sie einigermaßen den Besoldungen bei den
Oberbehörden gleichkamen . Endlich : zu den Kosten , welche
der Staat hergebe , kämen auch die Revenüen aus dem säcu-
larisirten katholischen Kirchengute , der kommende Bokelesch
und dem Alexanderfvnd ; diese betrügen jährlich etwa 4000
Thlr . , kämen aus katholischem Kirchengute dem Staate wie¬

der zu Gute , und sei dies ein wohlzuberückstchtigender Um¬
stand . Er finde sich zu seinem Anträge nur durch das wirk-
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lich vorhandene Bedürfniß bewogen ; er appellire an
das Gefühl der Versammlung für Recht und Billigkeit , wenn
er bitte , seinen Antrag anzunehmen.

Berichterst . v . Finckh:  Zn dem Normative sei die
Stelle desSecretärs  nur mit einem festen Gehaltssatz von

337 ' /^ Thlr . aufgeführt . Jetzt habe man nun gehört , daß
der Mann mit seiner Familie davon nicht leben könne . Er

sei zwar mit den dortigen Verhältnissen nicht so genau be¬
kannt , um dies bestreiten oder zugeben zu können , müsse aber
darauf aufmerksam machen , daß man vor nicht langer Zeit,
nämlich als der Vertrag abgeschlossen worden sei, doch ange¬
nommen haben müsse , daß dieser Secretair mit 337 Thlr.
dort leben könne . Wenn man nun jetzt für zweckmäßig finde,

das Amt eines Registrators  damit zu verbinden , und in

Folge dessen in dem Regierungsvorschlage der Antrag dahin
gerichtet sei , diese verbundene Stelle bis auf 500 Thlr . brin¬
gen zu können , so sei einem weitergehcnden Bedürfnisse da¬

durch vollständig genügt . Denn möglicher Weise bringe es
der Mann bei einer nicht übermäßigen Thätigkeit nunmehr

bis auf 500 Thlr . Diese Einnahme habe man dessen Ge¬
schäften entsprechend , und sich daher nicht veranlaßt gesunden,
noch eine Erhöhung zu beantragen . — Das Cop Listen-
Gehalt sei hier dem bei der Convention bestimmten Satze
von 100 Thlr . Gold  gemäß berechnet . Die Copiisten bei

den übrigen oberen Behörden erhielten nur ein Gehalt von
100 Thlr . Cour , bis zu 300 Thlr . ; bei den Landgerichts-

Copiisten sei aber ein Minimum nicht einmal gegeben , son¬
dern es sei nur gesagt bis zu 200 Thlr ., also möglicher¬
weise könnten sie noch unter  100Thlr . bekommen . An Co-
pialien  beziehe aber der Copiist beim Ofsicialat wohl eben
so viel wie die Anderen . Dieselben seien angeschlagen , wie
der Vorredner sage , auf 200 Thlr ., und auch in dieser Be¬

ziehung werde derselbe also mit den übrigen Copiisten glcich-
stehen . Denn auch diese könnten nicht Alles selbst schreiben,
sondern müßten auch wieder von Hülfsarbeitern schreiben
lassen . Wenn bei anderen Copiisten das Maximum  des
Gehaltes höher gegriffen sei , so liege das darin , daß ihnen
wenigstens die Versicherung dadurch gegeben werden solle,
daß sie eine gewisse Einnahme haben würden , indem wo die
Copialien  zu gering wären , man eine Ausgleichung in
einem höheren Gehalte zu suchen habe . Einem Copiisten,
welcher an Copialien aber 200 Thlr . beziehe , werde man
nicht mehr am Gehalt zu geben brauchen . — Den Boten

finde auch er recht schlecht bezahlt , und wenn der Diver-
sche Antrag get heilt  zur Abstimmung käme , werde er viel¬
leicht dafür stimmen , denselben höher zu besolden . Indessen
müsse man doch einiges Gewicht darauf legen , daß die
Herren , welche damals die Convention berathen und be¬
schlossen hätten , vielleicht um deshalb , weil er nur wenig zu
thun oder einen Nebenerwerb habe , nur 90 Thlr . für diesen
Boten ausgesetzt hätten . Der Vergleich mit den Landgerichts-
pedellcn passe aber gewiß nicht , denn der Landgerichtspedell
habe seine ganze  Zeit auf sein Geschäft zu verwenden . Da¬

gegen seien die Amtsboten  nur mit 96 bis 144 Thlr . an¬

gesetzt, und von diesen wäre vielleicht eher der Vcrgleichungs-
punkt herzunehmen . Zn dieser Beziehung sei er indeß über
das Nähere nicht genug instruirt.

Abg . Driver:  Er bitte über seinen Antrag um ge¬
trennte Abstimmung!

Es wird hierauf der Driversche  Antrag in seinen drei
Positionen einzeln zur Abstimmung kommend , abgelehnt ; —
dagegen werden die Anträge des Ausschusses Nr . 70 . und
71 . angenommen.

Regierungscomm . Bucholtz zu Nr . 72 . und 73 . : In
Bezug auf die hier zum erstenmal zur Sprache kommende
sogenannte Denkschrift , betreffend das Schulwesen in den
Kreisen Vechta und Cloppenburg , welche von einigen Abge¬
ordneten cingereicht worden sei , habe er eine allgemeine Be¬

merkung zu machen . Die Regierung verkenne keinesweges,
daß das Schulwesen in jenen beiden Kreisen manches zu
wünschen übrig lasse , sie habe aber geglaubt , mit der weite¬
ren Ausbildung desselben nicht eher vyrschreiten zu sollen , als
bis die Stelle eines bischöflichen Offizials wieder besetzt sei,
indem dessen Rath und Mitwirkung vielfach dabei erforder¬

lich wäre . Insofern nun in jener Denkschrift ein Vorwurf
gegen die Staatsregierung liege , habe er zur Entkräftung
desselben diese allgemeine Bemerkung machen wollen.

Die Anträge des Ausschusses Nr . 72 . und 73 . werden
angenommen.

Der Präsident richtet hierauf die Frage an die Ver¬
sammlung , ob gewünscht werde , daß die Anträge Nr . 74.
bis 88 ., betreffend das Gymnasium zu Oldenburg , die Pro¬
vinzialschule zu Zever , und das Gymnasium zu Vechta , wie
früher bei den Verhandlungen über die Geschäftskosten , zu¬
gleich zur Berathung gestellt würden.

Abg . Mölling  spricht sich hierfür aus , indem auch
hier die Verhältnisse wieder gleich seien , indem man eine

bessere Uebersicht für die Abstimmung haben , an Zeit ersparen
werde , und es nicht zu vermeiden sei , wenn man von einer

Position sprechen wolle , ohne einen Nebenblick auf die an¬

dere zu werfen , und beantragt , daß die sämmtlichen Schul¬
positionen zusammen zur Berathung gestellt würden.

Abg . v . Finckh:  Es hier eben so zu machen , wie bei
der Berathung des Regulativs der Geschäftskosten,  halte
er nicht für angemessen , denn dort habe man nur drei  ein¬

zelne Sätze gehabt , hier aber habe man recht viele einzelne
Sätze . . Es werde daher nicht zu einer besseren Uebersicht,
sondern nur zur Verwirrung führen , wenn man auch hier
Alles ,in einen Topf würfe . Vor Vergleichungen der ein¬

zelnen Positionen in der Debatte brauche man sich nicht zu
scheuen , denn diese würden wohl erlaubt sein . Jede Schule
müsse nach seiner Ansicht allein für sich behandelt werden.
Es werde auch nicht nölhig sein , Parallelen zu ziehen , denn
die Hauptsache sei lediglich , daß jede Schule das bekomme,
was sie bedürfe . Ob eine Gleichheit  in Len Verwendun¬

gen auf die einzelnen Schulen bestehe oder nicht , das sei
gleichgültig , — das Verlangen dieser  Gleichheit nur eine

Principienreiterei . Jede Schule solle das haben , was sie
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nach ihrer Bedeutung haben müsse, und dies würde man am
Besten bcurtheilen können, wenn man jede Schule einzeln
in's Auge fasse. Er glaube daher, man werbe am Besten
thun, wenn man die Positionen jeder einzelnen Schule be¬
sonders zur Discussion stelle, was ja nicht verhindere, in der
Debatte auf die anderen Schulen vergleichende Blicke zu
werfen.

Abg. Böckel:  Der Abg. v. Finckh,  welcher die
Jeversche Schule gerne von dem Erdboden vertilgen möchte,
habe eben angerathen, der Ucbersichl halber die sämmtlichen
Schulen nicht zusammen zu stellen, sondern die einzelnen
Positionen bei den Schulen zu herathen. Dies gebe aller¬
dings eine Art Uebersicht, aber nicht die Uebersicht, daß der
Grundsatz: „was dem einen recht ist, ist dem andern billig,"
hier zur Geltung kommen solle. Nach seiner Ansicht aber
werde es, wenn auch nicht die Uebersicht, so doch die Ab¬
stimmung wesentlich erleichtern, wenn die verschiedenen Schu¬
len zugleich zur Berathung gestellt würden, und er glaube
nicht, daß es eine Prinzipienreitern sei, wenn man eine Zu¬
sammenstellung der verschiedenen Landestherle und der ver¬
schiedenen Schulen verlange, denn wolle man Gleich machen
oder Theilen, wie der Abg. v. Finckh meine, so würde man
nach den Positionen innerhalb der einzelnen Schulen theilen
und sagen müssen: zuerst kommen die 3 Positionen des Rec¬
tors , dann die 3 Positionen des Conrectots u. s. w. Das
würde aber seine Schwierigkeiten haben, und sei auch nicht
beantragt. Er müsse also der.! Anträge des Abg. Mölling
beistimmen.

Abg. v. Finckh:  Wie doch ein und dasselbe, von einem
verschiedenen Standpunkt ausgesehen, ganz verschieden beur-
theilt werden könne, sähe man an dem Eingänge der Böckel-
schen Rede, wo er hingestellt worden sei,, als wolle er die
Jeversche Schule vom Erdboden vertilgen. Er wolle dies
indeß weiter nicht nachtragen, sondern einfach seine Ansicht
nur dahin aussprechen, daß er allerdings glaube, es werde
für die Jeversche Schule viel besser sein, wenn sic nicht die
Bedeutung eines Gymnasiums  anstrebe, sondern mit der¬
jenigen einer höheren Bürgerschule  sich begnügen, —
daß er glaube, es werde auch dadurch  besser für das In¬
teresse Jever lands  gesorgt werden, als wenn sie ein ver¬
krüppeltes Dasein als Gymnasium fortführe, was sie als
solches nach seiner Ansicht in unserem kleinen Lande nur
führen könne. Daß die Gerechtigkeit in der Gleichheit des
Aufwandes liege, könne er nicht finden; dies sei nur ein
unpractisches Nivcllirungssystcm. Jede Schule müsse nach
dem Bedürfnisse des Landestheiles bemessen werden, wo sie
gerade sei; sie alle gleich zu stellen, wäre ein absolutes Ni-
vellireg, welches er nicht für praktich halte. Er bleibe daher
bei seiner Ansicht, jede Schule für sich zu beurtheilen; von
demS t a n d pun ct e der Gegner  möge es erklärlich sein,
wenn sie anderer Ansicht wären, und Alles in einen Topf
werfen wollten.

Abg. Böckel:  Aus seiner Rede sei gar nicht hervor-
gezangen, daß er Alles in einen Topf werfen wolle, und er

wisse gar nicht, wie der Abg. v. Finckh dazu komme, dies
aus seiner Rede zu entnehmen. Er wolle auch Alles voll¬
ständig auscinanderhalten und nur die Berathung über die
verschiedenen Schulen zusammen nehmen und Parallelen
ziehen, um die Sache klarer machen zu können. Wenn der
Abg. v. Finckh meine, daß cs für die Jeversche Schule
besser sein werde, wenn sie aufhören werde, daS zu sein, was
sie gegenwärtig wäre, ein Gymnasium, und wenn sie künftig
eine höhere Bürgerschule werde, so sei dies der Standpunkt
des Abg. v. Finckh,  es lasse sich, wie derselbe selbst gesagt
habe, vom verschiedenen Standpunkt aus , eine Sache sehr
verschieden ansehen, es werde aber dem Abg. v. Finckh nicht
gelingen, diese Schule in dieser Weise umzugesialten, und
ihr den Rang eines Gymnasiums zu entziehen. Er müsse
aber auch noch Hcrvorheben, weil man behauptet habe, daß
eine höhere Bürgerschule in Jever den Bedürfnissen des Landes
mehr entsprechend wäre, wie nothwcndig es sei, daß auch in
kleinen Staaten mehrere gelehrte Schulen vorhanden wären,
damit nicht alle, w:lche studirsn wollten, nach einem Schema
zugeschnitten würden, daS Land habe nur Nutzen davon, wenn
man nicht alle diese über einen Leisten schlüge. Wenn der
Abg. v. Finckh ferner sage, daß die Jeversche Schule ihr
verkrüppeltes Dasein als Gymnasium nicht mehr fortführen
solle, so wünsche auch er, daß eben dies verkrüppelte Dasein
aufhöre!!, und sie besser bestehen möge. Daß dieselbe aller¬
dings ein solches verkrüppeltes Dasein geführt habe, gebe er
zu, da sie aber nun einmal bestehe, so glaube er auf den
Beistand des Abg. v. Finckh rechnen zu können, damit für
die Schule eben etwas besser gesorgt werde.

Auf die Frage des Präsidenten ob die Versammlung
wolle, daß die Positron aller 3 Schulen zusammen zur De¬
batte gestellt würden, verneinte die Versammlung dies, und
eS kamen die Positionen jeder einzelnen Schule getrennt zur
Berathung. Der Antrag Nr. 74 A. der Minderheit wird
abgelehnt, der der Mehrheit Nr. 75. angenommen, der Antrag
Nr. 76. der Minderheit wird abgelehnt, der Antrag Nr. 75.
der Mehrheit wird angenommen, ebenso werden die Anträge
Nr. 77. und 78. angenommen.

Abg. Mölling:  Obgleich die Berathung eine specielle
wäre, sei er gcnöthigt eine allgemeine Betrachtung vorauszu¬
schicken. Ec gehe davon aus, daß die Jeversche Schulanstalt
mit dem Oldenburger Gymnasium in gleichem Verhältnisse
stehen müsse, er sei also principiell der Ansicht, daß die Leh¬
rerbesoldung an dieser Schule von gleicher Höher sein müsse,
als die der Lehrer an den Oldenburger Gymnasium, denn die
Anstalten seien völlig gleich nach allen ihren Verhältnissen,
die Jeversche sei eine gelehrte Schule, die Oldenburger auch, —
und so wie man bei den verschiedenen Gerichten ein gleiches
Besoldungs-Verhältniß aufgestellt habe, gleichviel ob sie in
dieser oder jener Stadt gelegen seien, so nehme auch er das
Recht für das Gymnasium in Jever in Anspruch, daß die
Lehrer dort eine gleiche Besoldung erhalten müßten, wie die
Lehrer am Oldenburger Gymnasium. Er müsse dabei noch
hervorheben, daß die Geschäftsführung, die Mühewaltung der
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Lehrer dort , völlig gleich sei , mit der der Lehrer in Olden¬
burg . Man sage nun daS Leben in Oldenburg sei theucrer
als in Jever , darüber lasse sich aber streiten , und sei dies
durch Rechen -Exempel schwer zu beweisen , nach seiner Erfah¬

rung seien einzelne Artikel hier theuerer , andere dort theuerer.
Daß das Leben in Jever aber sehr theuer sei, sei gewiß , und
nach seiner Erfahrung müsse er aussprechen , daß das Leben

hier in Oldenburg wenigstens nicht theurer sei, als in Jever.
Hauptsächlich wünsche er aber , daß die Lehrer in Jever eben so
hoch besoldet würden als in Oldenburg , weil zu leicht die
Lehrer der gelehrten Schule zu Jever entzogen , und nach
Oldenburg hinüber gezogen würden , denn dies sei ein schon

gefühlter Nachtheil für das Jeversche Gymnasium . — Er
müsse ferner sein Bedauern darüber aussprcchen , daß der Aus¬
schuß bei dieser Stelle keinen festen Satz zu Grunde gelegt
habe . Der Landtag habe beschlossen , die Besoldungen sollten
regelmäßig , so weit irgend thunlich,  fest sein , da nun
der Ausschuß von dieser Bestimmung hier abgewichen wäre,

so hätte man doch wenigstens erwarten dürfen , daß er diese
Abweichung begründet hätte . Für die Lehrer sei aber dadurch

schlecht gesorgt , denn die meisten von ihnen ständen auf den
untersten Sätzen , seien auf Hoffnungen , vielleicht auf Suppli¬
ken hingewiesen , während sie bei festen Mitlclsätzen sich besser
stehen würden . Jndeß einen Antrag hierauf wolle er nicht
stellen . Er müsse aber dem Ausschuß das ehrende Zeugniß
geben , daß derselbe die Verhältnisse in dem von ihm ange¬
nommenen Zulagesystem gehörig gewürdigt , daß er würdige
und angemessene Sätze gegriffen habe . Er habe mit Befrie¬

digung dieses wahrgenommen , in dieser Beziehung nichts zu
erinnern , und bemerke nur im Allgemeinen , daß er sich ledig¬
lich an das vorkommende unabweisbare Bedürfniß zu halten

gedenke . Da stellten sich zwei Bedürfnisse heraus ; — es
kehlte zuerst ein Lehrer für die neuern Sprachen ; — dieser
Lehrer sei aber unentbehrlich . Seit langen Jahren habe die
Stadt daS Bedürfniß nach einem solchen Lehrer tief gefühlt,
und es oft und laut ausgesprochen , mehrfach sei dieses Be¬

dürfniß bei der obern Behörde angeregt worden , denn nicht
alle Eltern vermöchten durch Privatunterricht den öffentlichen
Unterricht in diesen neuern Sprachen ihren Kindern zu er¬

setzen . Er selbst habe auf dem Gymnasium , nach dem dort
vorherrschenden Grundsätze , die gelehrte Bildung mehr auf
das klassische Studium der alten Sprachen zu beschränken,
eine klassische Bildung erhalten , wisse aber dadurch , wie wich¬

tig die neuern Sprachen seien , er finde jetzt , was er dadurch
verloren , daß er keinen genügenden Unterricht in den neuern
Sprachen empfangen habe , denn er leide schmerzlich darunter,
daß seine Bildung dadurch eine beschränktere geworden sei,
als sie sonst geworden wäre . — Der Unterricht in diesen
Sprachen falle nun dem Lehrer der Mathematik und einigen
andern Lehrern zu . Diese seien aber nicht eigentliche Fach¬
lehrer , und weil sie dies nicht wären , könnten sie dem Be¬
dürfnisse nicht genügend entsprechen . Wären sie aber auch
völlig ausgebildet in den neuern Sprachen , so würden die¬
selben doch das Bedürfniß nicht befriedigen können , weil sie

schon mit Stunden überladen wären ; — der Rector habe

18 Stunden , der Conrector 22 Stunden , die Lehrer der 3 .,
4 . und 5 . Classe und der Lehrer der Mathematik jeder 28
Stunden wöchentlich ; die Lehrer in Oldenburg dagegen er-
theilten sämmtlich , wie ihm geschrieben werde , weniger Stun¬
den , und unterrichteten für besondere Vergütung an andere
Anstalten , erkheilten Privatunterricht ; — die Ueberladung an
der Jeverschcn Schule entstehe aber dadurch , daß ein beson¬
derer Lehrer für die neuern Sprachen und ein Zeichnenlehrer

fehlten . Dies sei ihm geschrieben von sachverständiger Hand.
— Namen gehörten nicht in die öffentliche Debatte , — wenn
er aber denselben nennen wollte , so würden gewiß alle seiner

Versicherung bcistimmm , daß diese Autorität eine gewichtige
sei und volle Achtung verdiene . Das Jeversche Gymnasium
zähle durchschnittlich SO — 100 Schüler , und man könne dar¬
aus ermessen , wie umfangreich der Geschäftskreis der Lehrer
sei ; — es sei ferner allgemein anerkannt , wie die Zeit dahin

dränge , daß man nicht mehr die eigentlich klassische Bildung
zur Hauptsache mache , sondern daß eine vorzügliche Sorge
auch auf die Realbildung , zu welcher er die Kenntniß der
neuern Sprachen rechne , gefordert werde . Er müsse nun
einen vergleichenden Blick auf das oldenburgische Gymnasium
werfen . Da seien im Regulative zwei Fachlehrer ausgewor-
sen ; darunter stehe ein Lehrer der Naturwissenschaften , ein
Lehrer der Mathematik und der neuern Sprachen , ein jeder
mit 510 — 800 Thlr . in Summa mit 1080 — 1600 Thaler.
Dafür habe die Jeversche Schule einen Lehrer der Mathema¬
tik mit 510 — 800 Thlr ., also 300 Thlr . im Maximalsatze
weniger , als bei der vldenbnrgcr Schule , wenn noch ein Leh¬
rer der neuern Sprache hinzukomme mit einem Satze von
420 — 500 Thlr .' Nachdem er nun vorher nicht nur das drin¬

gende Bedürfniß , sondern die Nothwendigkeit eines solchen
Fachlehrers nachgewiesen habe , halte er sich dringend ver¬
pflichtet , den Antrag zu stellen , der Landtag wolle beschließen,
„daß neben den Anträgen in Nr . 79 . für einen Lehrer der
neuern Sprachen 420 — 500 Thlr . bewilligt werde ." — Ein
zweites Bedürfniß seien aber noch einige Nebenlehrer ; der
Ausschuß habe dafür im Ganzen 150 Thlr . ausgeworfen,
während bei dem Gymnasium zu Oldenburg 600 , bei dem

zu Vechta 500 Thlr . auSgesctzt seien . Woher dieser bedeu¬
tend niedrige Satz der Jeverschcn Schulen komme , habe er

nicht ergründen können , aber auch hier nicht nur seine eigene
Erfahrung zu Rathe gezogen , sondern sich fremde Auskunft
zu verschaffen gewußt , und darnach müsse er hervorheben,
was dringend nothwendig sei. 1) sei erforderlich ein Turn¬
lehrer , welcher jetzt mit 60 Thlr . besoldet werde , ferner ein
Zeichnenlehrcr , welcher unter 200 Thlr . kaum zu engagiren,
aber auch dann noch größtentheils auf Privatunterricht ange¬
wiesen sein werde . Außerdem sei für Gcsanguntcrricht jeden¬
falls nicht unter 100 Thlr . außzukommen , wenn ein ange¬
messener Gesangüntcrricht ertheilt werden solle , endlich fehlen
noch 50 Thlr . für Schreibunterricht . Er sähe sich daher ge-
uöthigt , damit für die Nebenlehrer das unumgänglich Noth-
wendige ausgeworfen werde , den Antrag zu stellen : „ der
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Landtag beschließe , für Nebenlehrer bis zu 400 Thlr . zu be¬
willigen ." — Er habe früher gesagt , er wünsche , daß die
Sätze für das Beamtenthum , insofern eS ihm überflüssig er¬
scheine , soweit als möglich herabgedrückt würden , weil er darin
das einzige Mittel erblicke , überflüssige Beamte abzuschaffen,
er habe aber auch hinzugefügt , wie er mit Freuden für an¬
gemessene Besoldungen dann stimmen würde , wenn eine
neue Organisation geschehen wäre . Hier habe man nun
eine Organisation , die Organisation dieser Schule bleibe,
hier könne im Wesentlichen organisirend künftig nicht mehr
eingeschritten werden , und hier müsse er seinem Grundsätze
getreu wünschen , daß gerade jetzt die Sache in ernstlichen
Angriff genommen werde , damit diese Anstalten würden , was
sie sein sollten . Er mache noch darauf aufmerksam , baß er
gewiß bewiesen habe , wie es ihm auf die Bewilligung von
Geld nicht ankomme , wo das materielle Wohl eines Landcs-
theils dadurch gefördert werde , wenn das Butjadingerland
oder Münsterland Geld für Chausseen verlangt habe , habe
er seine Zustimmung nie versagt , er habe immer beigestimmt,
wo eS sich darum gehandelt habe , den untern Bvlksclassen
Lasten abzunehmen , er habe keinen Bortheil bei jenen Chaus¬
seen , denn sein Beruf führe ihn nicht oft dorthin , er habe
von alledem nichts . Er hoffe daher auch einmal Zustim¬
mung , wo es auf die Befriedigung eines geistigen Bedürf¬
nisses ankomme , und mache noch darauf aufmerksam , daß
auch durch das , was er jetzt fordere , nicht nur ein unmit¬
telbarer Nutzen für Jever erzielt , sondern die Gesammtwohl-
fahrt befördert werde , indem es sich um das Wichtigste im
Staate handle , um die Bildung der Jugend , um den Unter¬
richt.

Abg . Rüber:  Wenn man darauf auSgehen wolle , daS
constitutionelle System in Mißcredit zu bringen , so müsse
man jedesmal , wenn eine Budgetsposition vorliege , welche
einen einzelnen Abgeordneten oder seine nächste Umgebung
etwas näher berühre , die Gelegenheit nicht versäumen , alle
Bedürfnisse zu Anträgen zu erheben , welche in dem Kreise,
in welchem der Abgeordnete lebe , sich geregt hätten . So
habe man eö in Frankreich gemacht , dies habe das constitu¬
tionelle System in Frankreich sehr discreditirt , und vielleicht
zum Sturze Louis Philipps beigetragen . Er nähme Gele¬
genheit davor zu warnen , damit dies hier nicht auch zur Ge¬
wohnheit werde , und zwar hier,  weil cs dem geehrten
Redner nicht habe entgehen können , daß der von ihm befür¬
wortete Gegenstand , nicht bei der Berathung des Normal¬
etats zur Sprache zu bringen sei. ES sei ein Jrrthum von
demselben , wenn er meine , daß wir in der Organisation be¬

griffen seien , denn man habe es bei der Berathung der Re¬
gulative weder mit der Organisation der Behörden , noch mit
dem Schulgesetze zu thun . Die Frage , um die es sich hier
handle , sei einzig und allein die , welches die angemessenen
Besoldungen seien ; die Frage aber , ob neue Lehrerstellen an
der Jcverschen Schule nothwendig seien oder nicht , gehöre
nicht hierher . Ebensowenig scheine es am Platze zu sein,
wenn von dem Vorredner ausführlich motivirl worden , wie

zu wenig geschehen sei für das Jeversche Gymnasium . Wen»
die Anträge auf eine Verbesserung deS dortigen Gymnasiums
begründet wären , so werde sich bei dem Budget die Gelegen¬
heit finden , daS Nöthige zu verlangen , und da werde der
Vorredner dem jetzigen Staats -Ministerium gewiß nicht die
Anerkennung versagen , daß dieselbe in den letzten Jahren
auf eine Verbesserung der Jcverschen Schule stets wesentlich
hingearbeitet habe . Wenn nun die Jeversche Schule in Folge
ihrer alten Stiftungs -Urkunde die Berechtigung habe als
Gymnasium zu existiren , wenn auch kümmerlich , trotzdem daß
cs vielleicht nicht richtig sei in einem kleinen Staate mehrere
gelehrte Schulen zu haben , so gäbe ihr dies doch nicht die
Berechtigung , zu sagen : » weil ich existiren darf , so müßt ihr
mir dieselbe Existenz geben , wie sie die andern in sich mehr
berechtigten Schulen in dem Herzogthum haben, « — denn
dies würde ein falscher Schluß sein . Er glaube , daß wenn
man den angemessenen Anträgen des Ausschusses beistimme,
man völlig genug thue.

Abg . Klävcmann:  Er sei mit dem Abg . v. Finckh
der Meinung , daß es besser sei , wenn daS Jeversche Gym¬
nasium mit dem Oldenburger verschmolzen würde , als wenn
es für sich fortbestehe . Der Abg . v. Finckh habe schon ge¬
sagt , daß daS Jeversche Gymnasium ein verkrüppeltes Dasein
geführt habe , und von dem Abgeordneten für Jever sei dieß
zugegeben worden . Der Abgeordnete für Jever wünsche nun,
daß dieses Verkrüppeltscin aufhöre , daß das Gymnasium
auf eine höhere bessere Stufe gebracht werde . Dies lasse sich
aber nicht blos durch eine Vermehrung des Gehaltes der
Lehrer erreichen , sondern bas Verkrüppeltsein sei eine Folge
der kleinen Anzahl der Schüler , und eine größere Anzahl
als bisher würde das Jeversche Gymnasium schwerlich jemals
haben . Es scheine ihm aber nicht angemessen , daß für einen
Landestheil von 18,000 Einwohnern ein Gymnasium ganz
allein gehalten werde , für einen Landestheil , wo bei weitem
die Mehrzahl der Eingesessenen nicht eine gelehrte Bildung
beanspruche , sondern sich einem andern Geschäftsberuf , dem
der Landwirthschaft , widmen . Wenn nun bie Sache so stehe,
so lasse es sich nicht rechtfertigen , die Kosten für 2 Gymna¬
sien für das Herzogthum aufzuwenden , während doch eines
als für genügend anerkannt werben müsse . Es seien die Ko¬
sten , welche der Staat für das Oldenburger Gymnasium
beitrage , zwar nicht so bedeutend , die Stadt Oldenburg habe
immer für das Schulwesen gut gesorgt , wie neuerdings für
Errichtung der höheren Bürgerschule , so früher für das Gym¬
nasium , cs seien Unterstützungsfonds dafür vorhanden , über¬
haupt 4212 Thlr . Deckungsmittel (Zuruf des Abg . Becker:
mit dem Schulgelde !) ; der Staat schieße regelmäßig nur
1500 Thlr . zu , und ein s. g . außerordentlicher Zuschuß würde
nur gegeben , wenn ein besonderes größeres Bedürfniß vor¬
handen sei. Dieses sei in dem jetzt vorliegenden Voranschläge
berechnet auf 700 Thlr . jährlich . Die Jeversche Schule be¬
dürfe einen viel höhern Zuschuß aus Staatsmitteln , denn ob¬
gleich dieselbe nicht den Umfang wie das Oldenburger Gym¬
nasium habe , so beziehe sie doch von dem Staate über 3200
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Thlr . jährlich , und habe an eigenen Deckungsmitteln nur

923 Thlr . Er glaube , daß wenn beide Gymnasien in Eines

verschmolzen würden , so werde nicht nur Oldenburg und Je¬

ver , sondern dem ganzen Lande damit gedient sein , das Land

werde ein besseres Gymnasium haben , Kosten würden erspart

werden , und diese Ersparnisse würde er gern geneigt sein , sür

eine höhere Bürgerschule in Jever zu verwenden . Wenn er

nun hoffe , daß mit der Zeit das Jeversche Gymnasium auf¬

höre , so könne er cs nicht für zweckmäßig halten , die Ge¬

halte der Jeverschen Lehrer in dem Normal - Etat so hoch zu

normiren,  wie vom Abg . Mölling  vorgeschlagen wor¬

den , — in dem Budget möchten dagegen , so lange die

Schule bestehe , höhere Gehalte ausgesetzt werden . Der Aus¬

schuß habe schon die von der Staatsregierung vorgeschlage¬

nen Sätze erhöht , diesen könne er allenfalls beitreten , aber

der von dem Abg . Mölling  beantragten Erhöhung seine

Zustimmung nicht geben.
Abg . Böckel:  Wenn der Abg . Klävemann  behauptet

habe , daß das Verkrüppeltsein der Jeverschen Schule nicht

allein durch eine Erhöhung der Gehalte gehoben werden könne,

sondern daß dasselbe durch die geringe Anzahl der Schüler

hcrvorgerufcn sei, und derselbe hinzufüge , daß er , der Redner,

dieses Berkrüppeltsein zugegeben habe , so müsse er entgegnen,

daß er damit nur gemeint habe , daß die Jeversche Schule

von jeher stiefmütterlich behandelt worden fei, und daß wah¬

rend die Lehrer an dem Oldenburger Gymnasium einen hö-

hern Gehalt gehabt hätten , derselbe den Lehrern an der

Jeverschen Schule so karg zugemeffen worden wäre , daß sie

entweder mit Nahrungssorgen zu kämpfen gehabt , oder durch

Privatunterricht ihre Existenz hätten suchen müssen . Darin

liege allein das Berkrüppeltsein , sonst habe die Jeversche

Schule dasselbe geleistet , wie die Oldenburger , und die Zahl

der Schüler sei nicht so gering gewesen , wie der Abg . Klä¬

vemann  meine , denn in Jever sei es noch nicht vorgekommen,

daß nur ein Primaner dagcwesen wäre , wahrend dies in

Oldenburg der Fall gewesen sei. UebrigcnS habe Jeverland

nicht allein 18,600 Einwohner , für welche diese Schule

berechnet sei, sondern man könne auch die Herrschaft Knip-

hausen dazu rechnen , man könne Nachweisen , daß viele Schüler

auch aus Budjadingerland gekommen seien , um ihre Bildung

an der Jeverschen Schule zu erhalten , von Ostfrirsland wolle

er gar nicht sprechen , denn man könnte sagen , das sei Aus¬

land . Was nun die Deckungsmittel betreffe , so habe die

Jeversche Schule viel größere Deckungsmittel , als die Olden¬

burger , sie müßten aber nur in einer andern Weise ausgeführt

werden , als es hier geschehen sei. Darauf beruhe auch der

Jrrthum des Abg . Rüder,  welcher von der Kümmerlichkeit

gesprochen habe , mit welcher die Vorfahren die Jeversche

Schule ausgestattet hätten . — Dies hätten aber die Vor¬

fahren durchaus nicht gethan , im Gegentheil habe die Stif¬

tungsurkunde für reichliche Deckungsmittel gesorgt , wenn die¬

selbe sage , daß die Jeversche Schule so gestellt sein müsse,

wie sie als eine gelehrte Schule gestellt sein solle , und wenn

sie dafür das Einkommen von ganz Jeverland verpfände.

Deckungsmittel für ö Lehrer , welche regelmäßig angestellt sein

sollten , seien also unbedingt vorhanden , und die Schule zu
Jever habe also das Recht zu fordern , daß diese 5 Lehrer

angestellt würden auS den Einkünften Jeverlands , als ihren

Deckungsmitteln ; — wer die Stiftungsurkunde Nachlesen wolle,

könne sich davon überzeugen . Wenn aber der Abg . Rüder

davon gesprochen habe , daß man hier Normative feststelle,

und die Jeversche Schule auf das Budget verweise , so wun¬

dere es ihn , daß gerade der Abg . Rüder  das sage , welcher

sonst meine , die Bedeutung der Regulative sei , daß etwas

Festes hingestcllt werde , für die Justiz und Verwaltung , wel¬

ches die Regierung verausgaben könne , um Schwankungen

zu vermeiden . Sei cs nun da nothwendig , etwas festzustellen

um Schwankungen zu vermeiden , so sei es bei den Schulen

vor Allem erforderlich , wenn der Unterricht in den neuern

Sprachen als nothwendig erkannt worden sei, denselben nicht

den Schwankungen zu unterwerfen , daß ein Lehrer für die

neuern Sprachen im Budget einmal bewilligt , ein ander

Mal wieder gestrichen werden könne . Wenn irgendwo eine

Fixirung nothwendig wäre , so sei es bei den Schulen der

Fall , damit man wisse , daß in dem und dem Fache Unterricht

erthcilt werden solle , und darum finde er es für nothwendig,
daß der Gehalt dieser Lehrer normativ bestimmt werde . —

Wenn der Abg . Klävemann  sich der Hoffnung hingebe,

daß sich Mittel und Wege finden lassen würden , die Jever¬

sche Schule zu beseitigen , indem dieselbe den Bedürfnissen

deS Jcverlandes nicht entspreche , weil die meisten Schüler sich

nicht dem Studium widmeten , sondern einen andern Beruf

wählten , so müsse er eS bestimmt zurückweisen , daß man eine

solche Rechtsverletzung gegen Jever beabsichtige.

Abg . Mölling:  Es sei schon zur Genüge bei der Be-

ralhung der Normal -Etats hervorgehoben worden , daß eben

etwas normirt werden solle , waS dauernd sei, insofern passe

diese Deduction auf den vorliegenden Fall und deshalb schienen

diese Bestimmungen in das Normativ zu gehören , weil sie et¬

was Dauerndes bestimmten und Positionen umfaßten , welche

zum Normal -Etat gehörten . Der Abg . Rüder  sage , man

dürfe der Staatsregierung die Anerkennung nicht versagen,

daß sie in den letzten Jahren sür die Jeversche Schule viel

gethan habe . Er erkenne das vollständig an , die Regierung

habe seit den letzien Jahren diesen Weg betreten , aber dies

dürfe ihn dennoch nicht hindern es auszusprechen , daß noch

nicht genug geschehen sei. Er glaube aber daß gerade seine

Anträge sich an das wahre , dauernde Bedürsniß gehalten

hätten , welches unabhängig sein müsse von einzelnen Buv-

getsberathungen . Wenn der Abg . Rüder  nach Frankreich

aus das dortige Verfahren hingewiesen habe , welches das con-

stitutionelle System herabgewürdigt hätte , so passe dieser

Vergleich nicht auf das vorliegende Verhältniß , wo man in

der Berathung eines Gegenstandes sich befinde , welcher ofsiciell

von der Staatsregicrung selbst vorgelegt worden sei. — Der

Abg . Klävemann  wolle , daß das Jeversche Gymnasium

mit dem Oldenburger verschmolzen werden solle , er könne nun

umgekehrt sagen , er wolle , daß das Oldenburger Gymnasium
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mit dem Zeverschen verschmolzen werde, er wolle jedoch dar¬
über hinweggehen, weil diese Ansicht nur auf Persönlichkeiten
beruhe. Wenn derselbe aber sage, in Oldenburg schieße der
Staat nur so und so viel, und in Jever so viel zu zur
Schule, so passe dies durchaus nicht, denn es sei schon von
einem andern Redner auf die Stiftungsurkunde hingewiesen
worden, welche es mit dürren Worten ausspreche und selbst
dafür Domanialgrundstücke Jeverlands verpfände, daß die
Stellung der Zeverschen Schule eine solche sein solle, wie sie
einem Gymnasium angemessen sei. Er weise aber ferner
darauf hin, daß nach den Worten der Stiftungsurkunde gar
kein Schulgeld bezahlt werden solle, daß ferner die Stadt
Jever schon in dieser Beziehung die Lasten übernommen habe,
welche eigentlich von dem Staate zu tragen sein würden, und
so müsse er darauf zurückkommen, daß da man einen Lehrer
in den neuern Sprachen, ein Zeichnen- und Turnlehrer nicht
entbehren könne, von dem Staate dafür zu sorgen sei, da
Jever die Mittel nicht dazu habe.

Abg. Klävemann: Ein  Primaner wäre einmal auf
dem Oldenburger Gymnasium gewesen, und in Jever wäre
die Zahl der Schüler noch nicht so weit herunter gekommen,
— sage der Abg. Böckel . Man werde gewiß zugeben, daß
das Oldenburger Gymnasium regelmäßig besuchter sei, als die
Schule zu Jever ; wenn nun in Oldenburg nur ein Schüler
in Prima gewesen sei, dann möchte er gerne wissen, wie viel
Primaner zu jener Zeit wol in beiden Schulen zusammen
gewesen seien? Der Abg. Böckel habe dies nun als einen
Grund dafür gebracht, daß das Jeversche Gymnasium bestehen
bleiben solle, derselbe hatte aber nach seiner Ansicht folge¬
richtig dadurch eher zu dem Schlüsse kommen sollen, alle
beide Gymnasien aufzuheben, und die Lehrer nach Bremen
zu schicken. Er glaube, daß nur besuchte Schulen einen
Nutzen brächten, nur wo die Zahl der Schüler nicht unbe¬
trächtlich sei, wo ein Schüler den andern anrege, könne der
Zweck einer Schule wirklich erreicht werden. Wenn ihm nun
von dem Abg. Mölling  ein Vorwurf daraus gemacht worden
sei, daß er die Jeversche Schule mit dem Oldenburger Gym¬
nasium habe verschmelzen, und wenn derselbe nicht habe darauf
eingehen wollen, um Persönlichkeiten zu vermeiden, so müsse
er doch seinerseits darauf zurückkommen, und erklären, daß er
nicht gesagt habe, baß es nothwendig sei, die Schule von
Jever nach Oldenburg zu verlegen. Wenn die Versammlung
es für rathsamer finden sollte, daß das Oldenburger Gymna¬
sium nach Jever verlegt werde, so könne er sich dahin erklären,
daß er es eher für ralhsam finde, daß das Oldenburger Gym¬
nasium nach Jever verlegt werde, als daß die Jeversche
Schule, außer oder neben der Oldenburger Gelehrtenschule,
als besonderes Gymnasium fortbestände.

Abg. v. Finckh:  Der Abg. Mölling  habe dem
Ausschüsse ein ehrendes Lob zu Lheil werden lassen, daß er
die Stellung der Schulen unseres Landes genügend begriffen
und in seinen Vorschlägen beachtet Hab». Er danke für die¬
ses Lob für sein darin enthaltenes '/gtel , und wolle, in
Fortsetzung der würdigen Art und Weise wie man zu seiner

Freude heute debattire, dagegen dem Herrn die Anerkennung
nicht versagen, daß derselbe heute viel ruhiger gesprochen alö
gewöhnlich, daß er ungewöhnlich viel Sachliches vorgebracht,
und dadurch wenigstens bei ihm seiner Sache mehr Eingang
als gewöhnlich verschafft habe. Dies könne aber nicht hin¬
dern, daß er sich in manchen Beziehungen doch verschiedener
Ansicht erkläre. Dahin gehöre zuvörderst, daß es eine „Per¬
sönlichkeit" genannt worden sei, wenn man sich gegen die
Jeversche Schule ausgesprochen hätte. Er habe noch nie
den Herrn inbcntisicirt mit der Schule zu Jever , und also
auch nicht eine Persönlichkeit darin finden können, wenn
Jemand gegen die Jeversche Schule gesprochen habe. — Es
sei dann gesagt worden, man könne nicht begreifen, wes¬
halb der Ausschuß gerade hier bei den Schulen nicht
feste Sätze gegriffen habe, — und da müsse er zur Auf¬
klärung bemerken, daß dies gerade auf den Wunsch von
Lehrern selbst geschehen sei. Es wäre nämlich von Seiten
einiger hiesigen Lehrer dem Ausschuß eine Art Denkschrift
übergeben worden, worin sie es als dringend wünschenSwerth
hingestellt, daß keine feste Sätze gegriffen würden, — worin
sie erklärt, daß sie viel schlechter stehen würden wenn sie feste
Sätze bekämen. Denn nach dem gewöhnlichen Gange der
Dinge, welchen die Sache bei Fixirung der Gehalte nehme,
würden die festen Sätze schwerlich über das Medium  des
Vorschlags hinausgegriffen werden, und dabei glaubten sie
sich schlechter gestellt, als wenn man ihnen Anfangs weniger
gäbe, dagegen ihnen die Aussicht eröffnete, es später auf
mehr bringen zu können. — Die Schule von Jever und das
Gymnasium zu Oldenburg seien vielfach gegen einander ge¬
halten, und der Schluß gezogen worden, die Schule zu Jever
müsse ebenso gestellt werden, wie das Gymnasium zu Olden¬
burg. Von dem Abg. Klävemann  sei schon darauf auf¬
merksam gemacht, daß der Staat  für die Jeversche Schule
mehr  thue , als für die Oldenburger. Zahlen schlügen aber,
und deshalb könne er aus dem Zahlungsreglement referiren,
daß für das Oldenburger Gymnasium von Seiten des Staats
kein Zuschuß wie bei der Jevcrschcn Schule, nämlich von
3288 Thlr., ausgeworfen sei. Damit sei vollständig wider¬
legt, daß das Oldenburger Gymnasium von Seiten deS
Staates mehr protegirt werde. Wenn für dasselbe mehr
aufgewendet würde als für die Jeversche Schule, so werde
dies durch das Schulgeld aufgebracht oder von der Stadt
getragen. — Auf die Berechnung der Stunden , welche
die Lehrer in Jever zu geben hätten, könne er sich nicht spe-
ciell einlassen, weil er die Verhältnisse nicht genau kenne, und
müsse sich deshalb darauf beschränken, zu bemerken, daß selbst
nach derjenigen Zahl, welche der Abg. Mölling  angegeben
habe, die Lehrer in Jever keineswegs zu viel Stunden gäben.
Denn wenn der eine Lehrer 18 Stunden wöchentlich crtHeile,
so mache das für den Tag 3 Stunden , und wenn die an¬
dern 22 —26 Stunden wöchentlich gäben, so betrüge dies
auf den Tag 4 Stunden , und dies könne er nicht für zu
viel halten. Wenn  aber auch die Oldenburger Lehrer nicht
so viel Stunden geben sollten, so sei ihre Arbeit doch des-

32 *
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halb nicht geringer , denn wo viele Schüler seien , da gäbe
die Hausarbeit dem Lehrer wieder mehr zu thun . Ueber die
Zahl der Schüler , ob hier oder dort mehr Schüler seien,
wäre von den Abgg . Klävemann  und Böckel  debattirt
worden . Wenn er nun auch mal zugebcn wollte , daß in Je¬
ver mehr Schüler seien als in Oldenburg , so seien diese sicher
nicht sämmtlich wirkliche Gymnasialschüler.  Es sei
von großem Einflüsse , wenn eine höhere Bürgerschule neben
einem Gymnasium bestehe . Man solle nur die Schülerzahl,
welche das Oldenburger Gymnasium gehabt habe , bevor hier
eine höhere Bürgerschule errichtet gewesen sei, mit der jetzigen
vergleichen , — da werde man den Unterschied finden . Die
Schüler an dem Gymnasium zu Jever , seien gewiß nun nicht
sämmtlich Leute , welche eigentlich eine gelehrte Bildung such¬
ten , sondern die Nvth treibe sie in das Gymnasium , weil
sonst keine entsprechende Schule vorhanden sei . Deshalb
könne die Zahl  der Schüler hier nimmermehr in Betracht
kommen . — Er müsse übrigens gestehen , daß er gern geneigt
sein würde , dem Anträge bezüglich der Nebenlehrer  sich
anzuschließen . Das Bedenken , welches ihn abhalte , dem An¬
träge auf Anstellung eines Lehrers der neuern Spra¬
chen  seine Zustimmung zu geben , bestehe mit darin , daß man
darin mehr oder weniger eine Anklage des Cultusministeriums
finden müsse , daß es so schlecht für die Schulen sorge , daß
der Landtag ihnen zu Hülfe kommen müsse . Etwas Anderes
wäre cs , wenn der Landtag sage : an Gehalte  wollen wir
den Lehrern mehr geben ; — wenn aber der Landtag sage:
die Schule sei mit Lehrern  nicht gehörig dotirt , so liege
darin seiner Ansicht nach ein Borwurf für das Ministerium.
(Zuruf : das ist richtig !) Bei einer solchen Lage der Sache
müßten diejenigen , die unparteiisch aber nicht instruirt außer¬
halb der Sache ständen , obgleich sie Sympathien für dieselbe
hätten , sich darauf beschränken , zu erwarten , was die Regie¬
rung in dieser Sache beantragen wolle , — und deshalb werde
er , nicht etwa weil er überhaupt nicht geneigt sei etwas für
einen Lehrer der neueren Sprachen oder für die Nebenlehrer
zu geben , doch dagegen stimmen . Denn hier scheine cs ihm
Sache der Staatsregierung , zu bestimmen , welches Bedürf-
niß an Lehrern hervortrete . Der Landtag könne dies nicht
beurtheilen , und deshalb müsse man es vorläufig bei dem
Alten belassen , und erwarten , daß von Seiten der Staatsre-
gierung Anträge kämen , auf Hinzuziehung dieser Lehrer . Der
Abg . Rüder  habe ganz recht , wenn er sage , im Regula¬
tive  organisire man nicht , da halte man sich an das Beste¬
hende . — Für dieses seien aber Lehrer hinreichend da , und
solle die Schule umgcwandelt werden , so sei dies der Zukunft
anheim zu geben . — Wenn von dem Abg . Böckel erzählt
worden sei, was das Fraulein Maria , die Stifterin , der Je-
verschen Schule Alles ausgesetzt habe , so möchte dies fast da¬
hin führen , sie nachträglich noch unter Curatel zu setzen.
Wenn sie das Einkommen von „ ganz Jeverland " für die
Existenz dieser Schule verpfändet habe , so sei es wenigstens
gut , daß sie nur allgemein ausgesprochen habe , es solle diese
Schule so gestellt werden , „ wie sie gestellt sein müsse " . Daß

dies nun auch nach seiner Ansicht geschehen solle , dafür werde
man in der Generosität , mit der der Ausschuß im Uebrigen
verfahren habe , den Beleg finden . Man könne also die An¬
träge desselben immerhin annehmen , und erwarten ob die
Staatsregierung noch andere Anträge bezüglich der Jeverschen
Schule bringen werde.

Die beiden Anträge des Abg . Mölling:  1 ) für einen
Lehrer der neuern Sprachen 420 bis 500 Thlr . zu bewilli¬
gen ; — und 2 ) für Nebenlehrer bis zu 400 Thlr . zu bewil¬
ligen ; erhalten die Genehmigung der Versammlung . Dann
wird der Antrag Nr . 79 . einschließlich der ebenbeschlossenen
Anträge des Abg . Mölling  angenommen.

Abg . Driver  zu den Anträgen 80 . bis 87 . Die Be¬
soldung der Gymnasiallehrer zu Vechta sei bisher sehr gering,
und dies ein großer Ucbelstand gewesen . Man habe nur
junge Leute , welche eben ihre theologischen Studien vollendet
gehabt , als Lehrer angestellt , weil man keinen größer » Gehalt
ausgesetzt habe . Deshalb hätte man Personen , welche den
philologischen Cursus durchgemacht hätten , nicht acquiriren
können . Die Regierung habe diesen Uebelstand jetzt aner¬
kannt ; man finde in dem vorliegenden Regulativ die Gehalte
der Lehrer erhöht . — Der Ausschuß habe diese Erhöhung aber
noch nicht für genügend gefunden und die Gehalte noch er¬
höht . Allein auch die Anträge des Ausschusses seien nach
seiner Meinung noch nicht genügend , um den vorhandenen
Bedürfnissen vollständig Rechnung zu tragen . Das Vechtaer
Gymnasium möge zwar nicht beanspruchen , mit dem Olden¬
burger völlig  gleichgestellt zu werden ; daß es aber wenig¬
stens verhältnißmäßig  demselben gleichgestellt werde , sei
gewiß ein billiges Verlangen . Diese verhältnißmäßige Gleich¬
stellung könne er aber auch in den Anträgen des Ausschusses
noch nicht finden . Außer den 6 ordentlichen Lehrern seien
bei dem Oldenburger Gymnasium zwei Fachlehrer ausgewor¬
fen für Naturwissenschaften , Mathematik und neuere Spra¬
chen . Bei dem Vechtaer Gymnasium seien keine Gehalte für
Fachlehrer ausgesctzt ; in Vechta wäre bisher aber ebensosehr
wie in Jever das dringende Bedürfniß eines Lehrers für
neuere Sprachen gefühlt worden , und darum möchte er auch
für das Vechtaer Gymnasium beantragen , daß ein besonderer
Fachlehrer für neuere Sprachen bewilligt werde . Wenn man
ferner erwäge , daß es nothwendig sei, nur solche Lehrer an¬
zustellen , welche sich für das höhere Lehrfach ausgebildet hät¬
ten , so dürfte als Minimum des Gehaltes ein Satz von 250
Thaler , wie die Staatsregierung , oder von 300 Thlr . , wie
die Mehrheit des Ausschusses wolle , nicht genügen ; er sähe
nicht ein , wie man einen Gymnasiallehrer , welcher den phy-
lologischen Cursus durchgemacht habe , mit einem geringeren
Gehalte normiren möge , als einen Amtsauditor , welcher mit
Einschluß der Wohnung einen Gehalt von 420 Thlr . habe.
Der Ausschuß rechtfertige seine Position mit dem Bemerken,
daß voraussichtlich ein Theil der Lehrer dem eheloscn ( geistli¬
chen) Stande angehören werde . Es möge sein , daß auch
künftig , wie bisher , ein Theil der Lehrer Geistliche sein werde.
Ec könne aber versichern , daß man vielseitig auch einen oder



233

andern tüchtigen Laien zu haben wünsche . Hätten die katho¬
lischen Geistlichen auch keine Familie , so hätten sie desto mehr
Dürftige und Arme , welchen sie ihre Thüre nicht verschließen
dürsten ; außerdem herrsche auch bei der katholischen Geistlich¬
keit große Gastfreundschaft . Deshalb müsse ihnen ebensogut
ein angemessener Gehalt zu Theil werden , wie den andern
Lehrern . Zudem könne doch unmöglich das Princip der Ehe¬
losigkeit zum Maßstab der Normirung eines niedcrn Gehaltes
genommen werden ; denn nur die Arbeit  solle honorirt wer¬
den , nicht aber der eheliche Stand. — Dann sei darauf
hingedeutet worden , daß die Geistlichen in Vechta einigen
Nebenerwerb haben könnten . Nebenerwerb durch andere
Dienste könnte aber nach seiner Meinung nicht berücksichtigt
werden , ebensowenig bei Geistlichen , wie bei Laien . Solche
Nebenverdienste seien überhaupt nicht wünschenswcrth ; denn
sie führten leicht von dem eigentlichen Berufe ab , und sollten
gar nicht geduldet werden . — Er möchte nun den Antrag
stellen , indem er voraussehe , daß man die Bedürfnisse des
Bechtaer Gymnasiums gewiß nicht verkennen werde : »für das
Bechtaer Gymnasium für einen Fachlehrer , insbesondere für
einen Lehrer der neuern Sprachen , einen Gehalt von 420
bis ZOO Thlr . zu bewilligen ." — Dann beabsichtige er mit
einem ferncrn Anträge , daß kein Lehrer an dem Gynnasium
zu Vechta unter 420 Thlr . normirt werden solle . Außerdem
finde er , daß die einzelnen Positionen des Ansschusses etwas
höher gegriffen werden müßten , daß nämlich der Rector 800
bis 1100 Thlr ., der folgende Lehrer 6 bis 900 , der nächste
Lehrer 500 bis 800 , für den vierten Lehrer 420 bis 600 , der
fünfte und sechste Lehrer 420 bis 500 Thlr . haben müsse.
— Bei allen diesen Positionen sei er weit unter den Sätzen
von Oldenburg , und auch noch unter denen von Jever ge¬
blieben , aber gewiß nicht höher gegangen , als es dasBedürf-
niß erheische . Man müsse darauf Rücksicht nehmen , daß in
diesen Normalsätzen zwischen dem Minimum und Maximum
eine große Differenz liege , um die Möglichkeit zu haben , auch
weltliche Lehrer bekommen zu können . Er bitte nun , seine
Anträge anzunehmen . Der erste laute : der Landtag beschließe:
»für das Bechtaer Gymnasium ist zu bewilligen für einen
Fachlehrer , insbesondere für einen Lehrer der neuern Sprache
ein Gehalt von 420 — 500 Thlr . — " der zweite Antrag laute:
»das Gehalt für das Lehrcrpersonal bei dem Gymnasium zu
Vechta ist im Regulativ zu normiren , rvie folgt : für den
Rector 800 — 1100 Thlr . , für den ersten Lehrer 600 — 900
Thlr ., für den zweiten Lehrer 500 — 800 Thlr ., für den drit¬
ten Lehrer 420 — 600 Thlr ., für den fünften und sechsten
Lehrer 420 — 500 Thlr ., für Nebenlehrer bis zu 500 Thlr.

Abg . Bothe:  Mit dem Anträge des Abg . Driver
sei er vollkommen einverstanden . Derselbe habe die Sache
zwar schon genügend erörtert ; er glaube aber noch Einiges
hinzusetzen zu müssen . Er halte es nämlich auch aus dem
Grunde für räthlich und entsprechend , die Gehalte an dem
Gymnasium zu Vechta zu erhöhen , weil die Lehrer dort ein
schlechteres Avancement hätten , als bei den andern Gymnasien.
Das Gymnasium zu Vechta sei bekanntlich wesentlich ein katho¬

lisches , während die andern beiden protestantische seien , und die
Lehrer bei den letzteren von dem einen in das andere avanciren
könnten ; am Bechtaer Gymnasium hätten die Lehrer aber keine

Aussicht an ein anderes Gymnasium hier im Lande zu avanciren,
und es sei ihm namentlich ein Fall bekannt , wo ein tüchtiger
weltlicher Lehrer , welchen man gerne behalten wollte , von
Vechta nach Preußen gegangen sei, indem er als Grund da¬
für auch angegeben habe , daß dort mehr Aussicht für ihn
sei , zu avanciren . — Seither hatten die meisten Lehrer am
Bechtaer Gymnasium diese Lehrerstcllcn als Uebergangsstellen
betrachtet , seien häufig bald wieder weggcgangen und hätten
Predigerstellen bekommen . Ein solcher steter Wechsel sei aber
für ein Gymnasium nicht nützlich , sondern man müsse dafür
sorgen , daß die Lehrer einen solchen genügenden Gehalt be¬
kämen , daß sie bei diesen Stellen bleiben könnten und möch¬
ten . Die Bemerkung des Ausschusses , daß die geistlichen
Lehrer wegen ihres ehelosen Standes minder gut zu besolden
seien , wäre schon von dem Abg . Driver  als nicht zutreffend
widerlegt worden ; cs sei aber auch von dem Ausschuß noch
hcrvorgehobcn worden , daß in Vechta billiger zu leben sei.
Es sei nun wohl möglich , daß einige Gegenstände des Lebens¬
unterhalts in Bechta billig wären , indeß könne er , welcher
in mehreren Landestheilen , namentlich in Ovelgönne , wo der
Lebensunterhalt sonst bekanntlich sehr theuer sei , gelebt habe,
versichern , daß cs in Bechta eben so theuer zu leben sei als
in Ovelgönne ; daS behauptete billige Leben in Vechta be¬
stehe wohl nur in der Einbildung . Im übrigen Münster¬
land wäre das Leben allerdings größtentheils wohl billig,
aber namentlich in Bechta nicht ; er wisse z. B -, daß ein¬
zelne Herren für Wohnstube und Schlafkammcr 5 Thlr.
monatlich bezahlen müßten . — Insbesondere solle man aber
berücksichtigen , daß der Antrag des Abg . Driver  in den
Sätzen vom Niedrigsten bis zum Höchsten einen großen Spiel¬
raum lasse , daß derselbe nicht vorauSsetze , es solle gleich der
höchste Satz cintreten , sondern daß er nur offen erhalten
wolle , daß man tüchtige Lehrer bekommen könne ; — Befürch¬
tungen brauchten die Herren in Hinsicht der höchsten Sätze
um so weniger zu haben , weil auch die Staatsrcgierung für
drei  Lehrer sogar nur einen Minimalsatz von 250 Thlr.
vorgcschlagen habe.

Abg . Rüder:  In Verbindung mit dem Bechtaer Gym¬
nasium stehe die Normalschule , und in dieser Beziehung sei
in der Denkschrift ein Antrag gestellt . Auch auf diesen An¬
trag werde sich , wie er glaube , die Erklärung des Herrn
Regierungscommissars beziehen , daß die Staatsrcgwrung die
Sache in Erwägung und in Angriff genommen habe . Er
würde cs im hohen Grade bedauern , wenn diese Erklärung
sich darauf bezöge , daß die Normalschule auf den beantragten
selbstständigen Fuß gestellt werden solle . Die Zahl der Schul¬
lehrer sei 126 , schlage man eine Vermehrung an , so würde
sie 140 sein , nehme man nun bei diesen 140 Lehrern eine
35jährige Dienstzeit an , so würde sich das jährliche Bcdürf-
niß Herausstellen von 4 neuen Normalschülern , mache gleich¬
zeitig studirende 8 Schüler bei zweijährigem Cursus . Auf die
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gut organisirten Normalschulen von Preußen und Hannover
würden bei 8 Normalschülern mit 800 Thlr . für Stipendien

von je 100 Thlr . völlig ausreichen , während der Vorschlag

der Denkschrift ein viermal größeres Normalschulenbudget in

Aussicht stelle . — Er habe diese Bemerkung hier anknüpfen

wollen , weil die Erklärung des Herrn RegierungscommiffarS

ihm einiges Bedenken erregt habe . — Den Antrag des Abg.

Driver  möchte er unterstützen , und dabei befürworten , daß

er ganz unbefangen sei, und nicht etwa Wünsche für andere

Schulanstalten habe , die er durch sein Votum zu mehrerer

Berücksichtigung zu bringen denke . Zn der Sache selbst liege

Grund genug vor , daS Vechtaer Gymnasium günstiger zu

stellen , und eS genüge schon allein , den Antrag von Driver

zu unterstützen , die sehr richtige Ansicht , daß es nicht immer

räthlich sein möchte , den Unterricht allein in den Händen der

Geistlichen zu lassen . Deshalb stelle er in Anerkennung des

Motivs , daß auf Cölibatäre nicht gerechnet werden dürfe,

den Antrag , daß dem Anträge des Abg . Driver  in Bezug

auf die höheren Gehalte , für den Fall , daß derselbe ange¬

nommen würde , hinzugefügt werde : „ wenn die Lehrer keine

Geistlichen sind , sonst tritt der Vorschlag der Staatsregierung
als Normal ein . «

Abg . Bothc:  Er möchte doch den Antragsteller Rüder

fragen , ob er es für genügend halte , daß ein Lehrer , wenn

er Geistlicher sei , nur mit 250 Thlr . dotirt werde ? Die

Staatsregierung habe nämlich nur 250 Thlr . als Minimum

vorgeschlagen . Vielleicht wäre der Antragsteller damit einver¬

standen , daß eventuell wenigstens der Antrag des Ausschusses

zur Norm dienen solle . Dieses ließe sich noch eher hören , er

könne aber dennoch nicht für den Antrag des Abg . Rüder

stimmen.
Abg . Rüder:  Da er ausdrücklich zu einer Erklärung

aufgefordert werde , so könne er sich nur dahin aussprechen,

daß er es der Staatsregierung überlassen müsse , ihre  An¬

träge zu rechtfertigen . Die Anträge der Staatsregicrung
würden ohne Zweifel eine hinreichende Berechtigung haben,

und in soweit beruhige er sich einstweilen dabei , weil die

Staalsregierung nimmer den höheren Satz geben könne,

wenn sie das Minimum nicht mehr für angemessen finde.

Abg . v. Berg:  Nur mit einigen Worten wolle er die

Anschläge der Staatsregierung motiviren . Die geringen Sätze,

worauf sich die Anfrage des Abg . Bot he und die Bemer¬

kung des Abg . Rüder  bezöge , fanden darin ihre Begrün¬

dung , daß man vorzugsweise davon ausgegangen sei, daß die

Lehrer an der Schule zu Jever auch keine besonderen Neben-

einnahmcn hätten und haben würden , während die Lehrer

geistlichen Standes an der Schule zu Vechta auch bei dem

Ofsicialat als Assessoren verwandt würden , für welche ein

bestimmter Gehalt von 225 Thlr . ausgeworsen sei. Man

habe ferner berücksichtigt , daß dieselben theils bei der Straf¬

anstalt eine besondere Einnahme haben würden , theils daß sie

in ihrer Stellung als Geistliche noch besondere Zntraden

hätten , und dann wäre noch auf die besonderen Verhält¬

nisse in Vechta Rücksicht genommen . Deshalb habe man

geglaubt , unter der Voraussetzung , daß geistliche Herren diese

Stellen immer haben würden , daß der von der Staatsregie¬

rung beantragte Gehalt als angemessen anzusehen sei.

Abg . Driver:  Gegen diese Ansicht müsse er erklären,

daß die geistlichen Lehrer diesen Nebenerwerb nicht hätten.

Es heiße , sie sollten mit verwendet werden als Ofsicialats-

Assefforen ; das möge sein , dann verdienten sie aber auch zum

Vollen ihren Lohn dafür . Ueberhaupt könne zur Zeit höch¬

stens einer als Assessor verwendet werden , und bisher habe

man demselben diesen Verdienst nicht angerechnet . — Bei der

Strafanstalt sei zur Zeit allerdings ein Lehrer verwendet wor¬

den ; derselbe habe 50 Thlr . bekommen , dafür müsse er aber

auch alle Sonntage Messe lesen und predigen . Ein sonstiger

Nebenverdienst der geistlichen Lehrer sei ihm nicht bekannt.

Es sei zwar möglich , daß sie noch einige sogenannte Meß¬

stipendien haben könnten ; diese böten aber jedenfalls nur

einen zufälligen und ungewissen Gewinn . Wie er indeß schon

früher bemerkt habe , würden die Geistlichen zu Zwecken der

Mildthäkigkcit mehr in Anspruch genommen als die Laien,

und daher glaube er nicht , daß ein Gehalt von 250 Thlr.

als genügend angesehen werden könne und dürfe.

Berichterst . v . Finckh:  Wenn man auf das Capitel

der Schulen komme , dann geschehe im Landtage immer ein

kleines Wunder ; bann näherten sich die zwei entgegengesetz¬

ten Pole , dann kämen Nord und Süd zu einander , und daS

Resultat sei — eine erhebliche Erhöhung der Positionen.

Er habe dagegen indeß nicht viel zu erinnern , da die Re¬

gierung es doch immer in der Hand haben werde , das zu moderi-

ren , was überflüssig  beschlossen worden sei , und deshalb

werde der Schade kein äsuiuum irropgrsbile sein , wie die

Juristen sagen . Jetzt heiße es , wenn von den Schulen die

Rede sei : „ es geht wirklich nicht anders, " „ wir können eS

wirklich nicht billiger thun, " — obgeich daS , was das Re¬

gulativ bringe , und was der Ausschuß vorgeschlagen habe,

viel mehr  sei , als was bisher  gegeben worden wäre.

Obgleich man dem Ausschüsse sogar Complimeyte gemacht

habe , müsse er , wie ein Januskopf nach Nord und nach Süd

sich wenden , und behalte immer Unrecht . Er glaube aber,

wenn die Herren auch nur mit dem Vorgeschlagenen nach

Hause kämen , würden ihre „ Wähler " recht gut zufrieden

sein . — Es sei jetzt nun sogar gefordert worden , — die Re¬

gierung habe 250 Thlr . angcsetzt , — daß der unterste Lehrer

nicht unter 420 Thlr . dotirt sein solle , d. h . bei dem Gym¬

nasium zu Vechta , trotzdem daß man vorher beschlossen habe,

in Oldenburg solle dessen Minimum nur 300 Thlr . sein , —

denn in Vechta gehe es nicht unter dieser Summe . Zur Mo-

tivirung dieses höher » Satzes sei darauf hingewiesen worden,

daß die Lehrer dort kein Avancement hätten . Bei einem der

früheren Satze sei freilich behauptet worden , der Jevcrschen

Schule würden die Lehrcrkräste von dem Oldenburger Gym¬

nasium entzogen ; — so viel er wisse , sei dies aber nicht ge¬

schehen , wohl aber sei ein Lehrer von Oldenburg nach Jever

gegangen . Indeß von einem eigentlichen Avancement könne

auch an diesen beiden Gymnasien nicht die Rede sein . Das
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Avancement der Gymnasiallehrer sei übrigens kein so beschrank¬
tes , dasselbe gehe über die Grenzen des Landes hinaus , tüch¬
tige Lehrer würden nicht selten nach Außen berufen , und
dies sei in Vechta auch der Fall . Einer der jetzigen dortigen
Lehrer habe z. B . dem Gymnasium vom Auslande entzogen
werden sollen , und nur die Staatsregierung habe ihn gefes¬
selt . — Zn Vechta , habe man ferner gehört , solle es theue-
rer oder wenigstens nicht billiger zu leben sein , als in Ovel¬

gönne . Der Herr , welcher das gesagt , habe zwar aus eige¬
ner Erfahrung gesprochen , er glaube aber , daß dessen Be¬
dürfnisse sich seitdem gemehrt hätten , und derselbe jetzt mehr
ausgebe als zu der Zeit , wo er in Ovelgönne gelebt habe.
— Der Abg . Rüder  sei ferner gefragt worden : ob er einen
Gehalt von 250 Thlr . genügend für einen Lehrer halte , wäh¬
rend der Ausschuß schon höher gegriffen habe ? Die Frage

hatte füglich zurückgegeben werden können , denn es existirten
im Münsterschen noch mehrere so geringe Gehalte für Geist¬
liche , und da könnte man auch fragen : ob dies ein genügen¬
des Gehalt für Geistliche wäre ? — Der Rüder  sehe An¬

trag : höhere Satze für die Lehrerstellen nur dann einireten
zu lassen , wenn sie von weltlichen Lehrern bekleidet würden,"
— sei zwar auch im Ausschüsse zur Sprache gekommen , man
habe es aber für würdiger gehalten , nicht solche Bedingun¬
gen zu stellen . Der Antrag des Abg . Rüder  wäre auch
wohl nur durch die zu hohen jetzigen Forderungen für die
Vechtaer Schule hervorgerufen worden , und werde derselbe
wohl mit der Annahme des Antrages des Ausschusses zu¬
frieden sein . — Die höhere Gage des Vecheiratheten sei

übrigens nicht als ein Privilegium des Bewcibtseins anzu¬
sehen , sondern da der Gehalt nach dem Bedürfnisse zu geben,
und da ein so großes Bedürfniß bei den Unverheirathetcn
nicht vorhanden sei, so habe der Ausschuß wohl recht gehabt,
auf den ehelosen Stand der Geistlichen einige Rücksicht zu
nehmen . — Wenn man also bewilligen wolle , was die Um¬
stände erforderten und rechtfertigten , wenn man aber zugleich
nicht zu viel thun wolle , so müsse man weder den Antrag
der Staatsregierung , noch die Anträge des Abg . Driver,
sondern die des Ausschusses annehmen.

Man geht hierauf zur Abstimmung über , der Zusatzan¬
trag des Abg . Rüder  wird abgelchnt ; ebenso der zweite
Antrag des Abg . Driver: „das Lehrer -Personal am Gym¬
nasium zu Vechta in der von ihm vorgeschlagcnen Weise zu
normiren ;" der Antrag Nr . 80 . der Mehrheit wird angenom¬
men , dadurch ist der Antrag Nr . 81 . erledigt ; der Antrag
Nr . 82 . wird angenommen , Nr . 84 . abgelehnt , Nr . 83 . an¬
genommen , Nr . 86 . abgelchnt , Nr . 85 . angenommen , ebenso
der Antrag Nr . 87 . und der Antrag des Abg . Driver:
„für einen Fachlehrer , insbesondere für einen Lehrer der
neuern Sprache 420 bis 500 Thlr . zu bewilligen ; " ferner
wird der Antrag Nr . 88 . genehmigt.

Abg . Wibel  zu Nr . 89 . : Daß der Landtag nicht auf
den Antrag des Ausschusses , von der Aufnahme dieser Posi¬
tion einstweilen abzusehen , nicht eingehen werde , besorge er
nicht , er wolle nur die Gründe mit einigen Worten darlegen,

welche ihn bewögen , diesem Anträge bcizutreten . Aus dem
Bericht habe man ersehen , daß das Ganze dahin ziele , eine
Vorschule als Uebungsschule für Seminaristen wieder einzu¬
führen , dagegen würde er sich sträuben , weil er ersehen habe,
es solle auf diese Weise dasjenige , was das Staatsgrundge¬
setz ausgemerzt , durch eine Hinterthür wieder eingesührt wer¬
den . Man habe die Armenschulcn nicht mehr gewollt ; und
würde nun wieder eine solche Freischule eingesührt , so würde
thatsächlich dasselbe wieder da sein , was früher gewesen sei.
Die Kinder der armen Eltern würden dadurch wieder in be¬
sonder » Schulen abgepfercht , von Kindheit auf von ihren
Milbürgern geschieden sein , sie würden nicht mit dem Muthe
lernen und mit dem Fleiße unterrichtet werden , wie die Kin¬

der ihrer Mitbürger . Außerdem halte , er diese Uebungsschu-
len für ein sehr gefährliches Experiment , die Eltern würden
leicht verleitet werden , ihre Kinder dadurch einer Gefahr Preis
zu geben . Die Schule sei Staatsanstalt , das wichtigste In¬
teresse des Staates sei die Erziehung und Bildung seiner
Mitbürger , nicht etwa für den Gelehrtenstand , denn dieser
suche sich seine Bildung selbst , sondern für den Bürgerstand,
— und da nun zu gestatten , daß eine Schule in die Insti¬
tutionen des Staates eingreife , und daß sic nicht unter der¬
selben Garantie stehe , wie die übrigen Schulen , würde er
für sehr gefährlich halten , und hoffe er daher , daß es zu
einem solchen Institut einer Uebungsschule nicht kommen solle.
Das seien die Gründe , warum er für den Ausschuß -Antrag
stimmen werde.

Lerichterst . v . Finckh:  Wenn der Ausschuß gesagt habe,
daß er eine solche Uebungsschule durchaus für nothwendig
halte im Interesse des Volksschulwesens , so habe er dabei
natürlich nicht an eine Gefahr geglaubt , wie der Abg . Wi¬
bel sie geschildert habe , nämlich , daß das Interesse des Dolks-
schulwcsens dahin führen könne , diese Schule nicht einzurich¬
ten ; er habe nicht an eine Gefahr , entstehend aus der Un¬
tüchtigkeit dieser Schule geglaubt , sondern angenommen , daß
die Schüler dieser Schule ebensogut gestellt sein würden , als
in andern Schulen . Man müsse nicht denken , daß die Se¬
minaristen dort auf eigene Hand lehrten , denn sie lehrten
unter besonderer Aufsicht , und die einzige Gefahr könnte nur
sein , daß die Schüler zu gut,  nicht aber , daß sie zu schlecht
gestellt sein würden . Also die Rücksicht auf eine Gefahr habe
den Ausschuß bei seinem Vorschläge nicht geleitet , sondern
nur der Umstand , daß die Zukunft  sich nicht normiren lasse.

Der Antrag Nr . 89 . wird hierauf angenommen.
Staatsrath Krell:  Die Vorschläge der Staatsregierung,

durch welche der Gehalt für die Directoren der höher « Colle-
gien normirt werde , seien davon ausgegangcn , daß zu diesen
Stellen nur Leute gelangen sollten , welche durch eine längere
Dienststellung eine Garantie gäben , daß sie zur Direction
geeignet seien . Deshalb werde die Regierung hoffen dürfen,
daß ihre Anträge , angenommen würden , insbesondere sei kein
Grund vorhanden , den Direktor des einen höhern Collegiums
nicht so hoch zu stellen , als den eines andern . Es könnte
aber vielleicht eine Vermittelung gesunden werden , wenn man
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auch hier für den Direclor der Cammer einen Gehalt von
2000 Thlr . aussetzte , und dann noch 200 Thlr . für beson¬
der » Dicnstaufwand angenommen würde . Damit könnte das

beseitigt sein , was gegen diese Position zu sagen wäre.
Äbg . Wibel:  Das Cammercollegium gehöre sicherlich

zu denjenigen Behörden , welche wegfallen sollten , wenn man
zu einer bessern Organisation gelange . Jetzt aber in dem
Normaletat den Cammerdirector höher zu stellen , würde wegen

der künftigen Pensionirung schon nicht rathsam sein . Dafür
aber , daß eine Funktionszulage demselben beizulegen sei, daß
der von dem Ausschuß angenommene Satz für den Aufwand,

den der Beamte zu machen habe , nicht genügend sei, seien
Gründe wenigstens nicht angeführt worden.

Bcrichterst . v . Finckh:  Der Ausschuß habe zwar viel

Gewicht gelegt auf die Stellung eines Vorstandes,  —
er habe geglaubt , daß die Qualitäten , welche Jemanden be¬
fähigten , einem größern Collegium vorzustehen , nicht sehr
häufig gefunden würden , — daß die Lasten , welche einem
solchen Manne oblägen , auch eine größere Honorirung recht¬
fertigten , — er habe aber auch geglaubt , mit einer Summe
von 2000 Thlr . für die Directorcn der Mittelbehörden  das

getroffen zu haben , was einestheils einer weisen Sparsamkeit,
und anderntheils unfern Verhältnissen entspreche . Indem er
den Directoren und so auch dem Cammerdirector 400 Thlr.

mehr gegeben habe , als den höchsten Satz eines Mitgliedes
der höhern Collegien , so habe er geglaubt , ,damit die Eigen¬
schaften , welche einen Beamten zum Vor st an de befähigten,
genügend honorirt zu haben . Die Frage : ob hier eine Func¬
tionszulage oder für besonder » Aufwand zu geben sei ? habe
der Ausschuß verneint . Denn „ Functionszulagen " babe er
keinem dieser Directoren gegeben , sondern nur 200 Thlr . für
„besondern Dienstaufwand ; " diese habe er aber hier  nicht
für nöthig gehalten , sondern nur bei den Präsidenten der drei
Provinzialregierungen . Dort habe man sie auch nur gegeben,
weil man geglaubt habe , sie müßten die 200 Thlr . für be¬

sonder»  Dienstaufwand reichlich wieder ausgeben.
Es werden hierauf die Anträge Nr . 90 . und 91 . . ange¬

nommen.

Abg . v . Berg:  Er glaube hier auf eine unrichtige Vor¬
aussetzung aufmerksam machen zu müssen , welche allerdings
bei dem Anträge Nr . 31 . schon hätte zur Sprache gebracht
werden sollen . Es sei nämlich in jönem Anträge bemerkt
worden , daß nur 46 Mitglieder bei der obern Administrativ¬
behörde seien , während in Wirklichkeit deren 47 seien . Man

sei offenbar davon ausgegangeu , daß bei der Cammer nur
fünf Mitglieder sungirten , während sechs Mitglieder in Wirk¬
samkeit seien . Es werde demnach der Antrag Nr . 31 . und

der Beschluß des Landtags in dieser Beziehung zu modisizi-
ren sein , und er habe geglaubt , darauf aufmerksam machen
zu müssen , damit der Ausschuß bei der Zusammenstellung für
die zweite Lesung dies berücksichtigen könne.

Bcrichterst . v . Finckh:  Der Ausschuß sei allerdings
davon ausgegangen , daß nur die in seinem früheren Berichte
angegebene Zahl von 46 Rälhen vorhanden wäre . Ob

nun normalmäßig  einer mehr da sein müsse,  könne er

jetzt nicht beurtheilen und müsse sich das Weitere für die zweite
Lesung Vorbehalten.

Der Antrag Nr . 92 . wird hierauf angenommen.

Staatsrath Krell  zu Antrag 93 . Die Staatsregierung
habe sich veranlaßt gesehen , auf eine Vermehrung der Copii-
stenstellen Bedacht zu nehmen . Es seien jetzt zwei Copiisten

da mit 470 Thlr . Gehalt . Nach der Geschästskostenrechnung
der Kammer wurden im Jahre ungefähr 2000 Thlr . für Co-
pialicn verausgabt ; wenn nun jeder Copiist recht fleißig sei,
so könne er mit eigener Hand etwa 200 — 250 Thlr . , also
beide Copiisten zusammen 500 Thlr . davon verdienen . ES

bliebe nun die enorme Summe von 1500 Thlr . übrig , welche
durch Hülfsschreiber aufgearbeitet werde . ES werde nicht zu
verkennen sein , daß es im Interesse des Dienstes liege , mit
der Zeit lieber noch einen verantwortlichen Copiisten anzu¬
stellen , als so viele Hülfsschreiber zu beschäftigen , denn man
könne die Leute besser verwenden , und auch den Satz , wel¬
chen man als Maximalfatz für die Copiisten gestellt habe,
nicht einhalten , wenn man eine solche große Menge Arbeit
durch Hülfsschreiber verrichten lasse . Diese arbeiteten näm¬
lich für Rechnung der Copiisten , die Copiisten bezögen die
taxmäßigen Copialgebühren , und entrichteten dann an die
Hülfsschreiber ein Geringeres . Er möchte daher wünschen,
daß die Staatsregicrung nicht beschränkt werde , wenn sie den
Zeilpunct für geeignet halten sollte , einen dritten Copiisten
anzustellen , weil es nicht nur im Interesse deS Dienstes der
Kammer , sondern auch deS Subalterndicnstes überhaupt sein
müsse , wenn noch mehr Leute Anstellung erhalten könnten.

Bcrichterst . v . Finckh:  Er könne sich dem Anträge deS
Finanzministers weder anschließen noch widersetzen , sondern
nur die Gründe anführen , weshalb der Ausschuß dies so
vorgeschlagen habe . Der Ausschuß habe gewußt , daß die
angestellten Copiisten , — seien es nun 2 oder 3 , — den Cv-
pialarbeiten nicht genügen könnten in eigner Person , — cs
komme aber nach seiner Ansicht nicht so sehr der Punkt in
Betracht , wie viel durch die Copiisten selbst geschrieben
werde , sondern wie viele Copiisten erforderlich seien um die
Expedition gehörig zu überwachen.  Daß nun mit 2
Copiisten diesem  Bedürfnisse vollkommen genügt werde,
habe der Ausschuß angenommen . Wenn man aber glaube,
daß 2 Copiisten zu viel Verdienst bekämen , so möge man
denselben kein besonderes Gehalt geben , sondern sie einfach
auf die Copialgebühren verweisen , und wie bei den Land¬

gerichts - Copiisten sagen : „ ein Minimum des Gehalte « für
die Copiisten sei gar nicht angenommen , weil die Expedition
unter Umständen schon so viel einbringe , daß sie ein Gehalt
gar nicht mehr bedürften.

Die Anträge Nr . 93 . und 94 . werden hierauf ange¬
nommen.

Staatsrath Krell  zu Antrag Nr . 95 . : Die Staatö¬

regierung habe für die sehr bedeutende wichtige und verant¬
wortliche Verwaltung der Oldenburger Landescasse , zwei
Cassirer mit einem Gehalt von 800 bis 4600 Thlr . vorge-
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schlagen ; sie habe dazu wesentlich den Grund gehabt , daß es
selten gelingen werde , für einen solchen Posten einen Mann
zu finden , welcher demselben allein vorstehen könne ; sie sei
zweitens insbesondere zu einer Anstellung von zwei Casfirern
gelangt , weil cS nothwendig sei , für einen Cassirer unter
Umständen , wenn er krank oder sonst verhindert sei , einen
Ersatz cintretcn zu lassen . Der Ausschuß habe den letzteren
Grund zwar nicht verkannt , der Ausschuß habe aber bemerkt,
cs würde die Anstellung eines zweiten Cassirers , den Uebel-
stand , welchem die Regierung abhelfcn wollte , nicht beseitigen,
weil der Kreis seiner Geschäfte , dem zweiten Cassirer so be¬
stimmt vorgeschrieben sein werde , daß er dann nicht die
erforderliche Kenntniß haben würde , die Geschäfte des ankern
Cassirers zu übernehmen . Dies sei aber nicht wohl zuzugeben,
denn die Kenntniß der Zahlungen sei so schwer nicht , eine
größere Schwierigkeit sei die Vermischung der Cassen . ES
sei sehr schwer , wenn z. B . der eine Cassirer erkrankte , dann
Geld aus jener Casse für augenblickliche Zahlungen herbeizu¬
schaffen , weil es nicht wohl thunlich wäre , in deS Mannes
Casse , für welche er verantwortlich sei, einen Andern eintretcn
zu lassen . Dies sei ein wesentlicher Punkt auf welchen man
Bedacht nehmen müsse , denn die Zahlungen litten keinen
besonderen Aufschub . ES werde aber wesentlich auch keine
sehr große Ersparung der Kosten bewirkt , wenn man nur
einen Cassirer nähme , denn es werde dann immer einGehülse
mehr da sein müssen . — Ferner möchte er noch darauf auf¬
merksam machen , daß die Stelle eines Landes -Cassirers eine
sehr wichtige , und derselbe mit Geschäften so beladen sei, wie
vielleicht kein anderer Beamter , er sei fast sclavisch an seine
Casse gebunden , und deshalb müsse man einen solchen Mann
auch gut stellen , wie überhaupt bei Cassen - Beamten von
diesem Grundsatz auszugehen sei. Nach diesem Princip sei
auch der jetzige Cassirer gestellt , und dessen Einnahme keines¬
wegs zu hoch gegriffen . Er möchte nun den Antrag der
Staatsregierung , zwei Cassirer anzustellen , zur Annahme
empfehlen , denn es sei wesentlich von Nutzen für die Ver¬
waltung der Casse ; — eine erhebliche Ersparung werde aber
durch die Annahme des Ausschußantrags nicht erzielt , denn
die Arbeit müsse geschehen , und da sei es besser , wenn dieselbe

durch zwei wirkliche Cassirer gelhan werde , als durch eine»
Cassirer und Gehülfen.

Berichterst . von Finckh:  DaS waS der geehrte Herr
Vorredner hervorgehoben habe , habe ihn nicht bewegen können,
von sein 'er Ansicht abzugehen . Er müsse bemerken , daß der
Ausschuß , wenn er nur einen Cassirer normirt habe , nur normirt
habe , nicht von dem Standpunkte der Ersparung ausgegangcn
sei, sondern von dem Standpunkte des augenblicklichen Verhält¬
nisses , und davon , daß seit längeren Zähren nur ein Cassirer
dagewesen sei, während die Anstellung eines zweiten CassirerS
ein Versuch wäre , welcher sich erst zu erproben hätte , und
erst nachdem dies geschehen sei, in das Regulativ ausgenommen
werben könne . Daß die Stelle eines Landes - Cassirers eine
sehr wichtige sei , habe der Ausschuß auch zugegeben , indeß
habe diese  Rücksicht cs nicht motivirenkönnen,einen zw eiten
Cassirer anzustellen , sondern höchstens , dem einen Cassirer
mehr Gehalt  zu geben . Käme es aber darauf an , so
würde man kein Bedenken finden , für diesen noch mehr zu
bewilligen , zumal da die Mehrheit des Ausschusses als ganz
bestimmt vorausgesetzt habe , daß die 400 Thlr . , welche für
den Ce ntral -Cassirer  ausgeworfen seien , auch dem Landes-
Cassirer zufließen würden , während die Minderheit dies freilich
nicht für so sicher , aber doch auch für wahrscheinlich ange¬
nommen habe.

Die Anträge Nr . 95 . , 96 . und 97 . werden angenommen.

Der Präsident bricht wegen der vorgerückten Zeit die
Berathung hier ab.

Auf die nächste Tagesordnung setzt derselbe L) die Fort¬
setzung der heute abgebrochenen Berathung ; 2 ) die Berathung
des Ausschußberichts über die Wirkung und Bedeutung der
Regulative ; 3 ) die zweite Lesung des Gesetz - Entwurfs , betr.
Abänderung der Gesinde - Ordnung ; 4 ) den Ausschußbericht,
betr . den Verkauf der Gieselhorstcr Mühle ; 5 ) den Ausschuß¬
bericht , betr . die Ablieferung von Correctionären aus dem
Fürstenthum Birkenfeld in die Straf - und Arbeitsanstalt , —
beraumt hierauf die nächste Sitzung auf Morgen Vormittags
IO Uhr an , und schließt die heutige Sitzung.

Schluß der Sitzung 4V ^ Uhr.
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